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Gesetz, betreffend die Anwendung der Freiwilligen Gerichtsbarkeit

gegeben am 06.06.2015, im Namen des Deutschen Reiches

In Kraft gesetzt am 29.06.2015 durch Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger
nach erfolgter Zustimmung des Volks-Bundesrathes und des Volks-Reichstages, was folgt:

Nr. 11

§ 1.

Alle  Rechtsakte,  Rechtsgeschäfte,  Willenserklärungen,  Urkunden,  Erlaubnisse,  Entscheidungen,
Genehmigungen zu Behörden, Körperschaften, Vereine, Stiftungen, geschäftliche Unternehmen oder
sonstiger Organisationen in weltlichen und kirchlichen Angelegenheiten, die seit dem 01. Februar
1919 auf dem Hoheitsgebiet Deutschlands im Deutschen Reich in Anwendung von Gesetzen gemäß
der Freiwilligen Gerichtsbarkeit, dem Zwecke der illegalen Vorteilsnahme dienten, sind ab dem
Moment nichtig, ab dem eine arglistige Täuschung oder ein Irrtum vorliegt. Ebenso sind diese
Handlungen nichtig sobald  es an der Reichs-  und Staatsangehörigkeit  oder Geschäftsfähigkeit
mangelt. In allen Fällen ist eine Anfechtung zum Schadenersatz nicht mehr erforderlich.

§ 2.

Die freiwillige Gerichtsbarkeit darf nur durch legitimierte Personen und staatliche Einrichtungen
des  Deutschen  Reiches  oder  dessen  Bundesstaaten  angewandt  werden.  Das  gilt  bis  in  die
Kommunen.

§ 3.

Jeder  Verstoß  gegen  dieses  Gesetz,  fällt  unter  §  4.  des  RGBl-1109242-Nr24-Erlass-General-
Privathaftung und einer möglichen Schadenersatzklage durch den Geschädigten.

§ 4.

Dieses Gesetz tritt mit Veröffentlichung im Deutschen Reichsanzeiger in Kraft.
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Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit vom
7. April 1900
Titel: Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit.

Fundstelle: Deutsches Reichsgesetzblatt Band 1900, Nr. 15, Seite 213
– 228

Fassung vom: 7. April 1900
Bekanntmachung: 23. April 1900
Quelle: Scan auf Commons

(Nr. 2665.) Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit. Vom 7. April 1900.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt:

Erster Abschnitt. Umfang der Konsulargerichtsbarkeit.

§. 1.

Die Konsulargerichtsbarkeit wird in den Ländern ausgeübt, in denen ihre Ausübung durch
Herkommen oder durch Staatsverträge gestattet ist.
Sie kann durch Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundesraths für bestimmte
Gebiete und in Ansehung bestimmter Rechtsverhältnisse außer Uebung gesetzt werden.

§. 2.

Der Konsulargerichtsbarkeit sind unterworfen:

1. Deutsche, soweit sie nicht in dem Lande, in dem die Konsulargerichtsbarkeit ausgeübt wird,
nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundsätzen das Recht der Exterritorialität genießen;
2. Ausländer, soweit sie für ihre Rechtsverhältnisse durch Anordnung des Reichskanzlers oder
auf Grund einer solchen dem deutschen Schutze unterstellt sind (Schutzgenossen).

Den Deutschen (Abs. 1 Nr. 1) werden gleichgeachtet Handelsgesellschaften, eingetragene
Genossenschaften und juristische Personen, wenn sie im Reichsgebiet oder in einem
deutschen Schutzgebiet ihren Sitz haben, juristische Personen auch dann, wenn ihnen durch
den Bundesrath oder nach den bisherigen Vorschriften durch einen Bundesstaat die
Rechtsfähigkeit verliehen worden ist. Das Gleiche gilt von offenen Handelsgesellschaften und
Kommanditgesellschaften, die in einem Konsulargerichtsbezirk ihren Sitz haben, wenn die
persönlich haftenden Gesellschafter sämmtlich Deutsche sind. Andere als die bezeichneten
Handelsgesellschaften, eingetragenen Genossenschaften und juristischen Personen werden
den Ausländern (Abs. 1 Nr. 2) gleichgeachtet.
Durch Anordnung des Reichskanzlers oder auf Grund einer solchen kann bestimmt werden,
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daß die im Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Handelsgesellschaften, eingetragenen
Genossenschaften und juristischen Personen, wenn Ausländer daran betheiligt sind, der
Konsulargerichtsbarkeit nicht unterstehen.

§. 3.

Die Militärgerichtsbarkeit wird durch dieses Gesetz nicht berührt.

Zweiter Abschnitt. Gerichtsverfassung.

§. 4.

Die Konsulargerichtsbezirke werden von dem Reichskanzler nach Vernehmung des
Ausschusses des Bundesraths für Handel und Verkehr bestimmt.

§. 5.

Die Konsulargerichtsbarkeit wird durch den Konsul (§. 2 des Gesetzes, betreffend die
Organisation der Bundeskonsulate, vom 8. November 1867), durch das Konsulargericht und
durch das Reichsgericht ausgeübt.

§. 6.

Der Konsul ist zur Ausübung der Gerichtsbarkeit befugt, wenn er dazu von dem Reichskanzler
ermächtigt wird.
Der Reichskanzler kann neben dem Konsul sowie an dessen Stelle einem anderen Beamten die
dem Konsul bei der Ausübung der Gerichtsbarkeit obliegenden Verrichtungen übertragen.

§. 7.

Der Konsul ist zuständig:

1. für die durch das Gerichtsverfassungsgesetz, die Prozeßordnungen und die Konkursordnung
den Amtsgerichten zugewiesenen Sachen;
2. für die durch Reichsgesetze oder in Preußen geltende allgemeine Landesgesetze den
Amtsgerichten übertragenen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit.

§. 8.

Das Konsulargericht besteht aus dem Konsul als Vorsitzendem und zwei Beisitzern.
In Strafsachen sind in der Hauptverhandlung vier Beisitzer zuzuziehen, wenn der Beschluß
über die Eröffnung des Hauptverfahrens ein Verbrechen oder ein Vergehen zum Gegenstande
hat, das weder zur Zuständigkeit der Schöffengerichte noch zu den in den §§. 74, 75 des
Gerichtsverfassungsgesetzes bezeichneten Handlungen gehört.
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§. 9.

Ist in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten die Zuziehung von zwei Beisitzern nicht ausführbar, so
tritt an die Stelle des Konsulargerichts der Konsul.
Ist in Strafsachen die vorgeschriebene Zuziehung von vier Beisitzern nicht ausführbar, so
genügt die Zuziehung von zwei Beisitzern.
Die Gründe, aus denen die Zuziehung von Beisitzern nicht ausführbar war, müssen in dem
Sitzungsprotokoll angegeben werden.

§. 10.

Das Konsulargericht ist zuständig:

1. für die durch das Gerichtsverfassungsgesetz und die Prozeßordnungen den Landgerichten
in erster Instanz sowie den Schöffengerichten zugewiesenen Sachen;
2. für die Verhandlung und Entscheidung über das Rechtsmittel der Beschwerde gegen die
Entscheidungen des Konsuls in Strafsachen.

§. 11.

In den vor das Konsulargericht gehörenden Sachen steht den Beisitzern ein unbeschränktes
Stimmrecht zu.
In den im §. 10 Nr. 1 bezeichneten Sachen nehmen die Beisitzer nur an der mündlichen
Verhandlung und an den im Laufe oder auf Grund dieser Verhandlung ergehenden
Entscheidungen Theil; die sonst erforderlichen Entscheidungen werden von dem Konsul
erlassen.

§. 12.

Der Konsul ernennt für die Dauer eines jeden Geschäftsjahrs aus den achtbaren
Gerichtseingesessenen oder in Ermangelung solcher aus sonstigen achtbaren Einwohnern
seines Bezirkes vier Beisitzer und mindestens zwei Hülfsbeisitzer.
Die Gerichtseingesessenen haben der an sie ergehenden Berufung Folge zu leisten; die §§. 53,
55, 56 des Gerichtsverfassungsgesetzes finden entsprechende Anwendung.

§. 13.

Die Beeidigung der Beisitzer erfolgt bei ihrer ersten Dienstleistung in öffentlicher Sitzung. Sie
gilt für die Dauer des Geschäftsjahrs. Der Vorsitzende richtet an die zu Beeidigenden die
Worte: „Sie schwören bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden, die Pflichten eines
Beisitzers des deutschen Konsulargerichts getreulich zu erfüllen und Ihre Stimme nach
bestem Wissen und Gewissen abzugeben.“
Die Beisitzer leisten den Eid, indem jeder einzeln, unter Erhebung der rechten Hand, die
Worte spricht: „Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe.“ Ist ein Beisitzer Mitglied einer
Religionsgesellschaft, der das Gesetz den Gebrauch gewisser Betheuerungsformeln an Stelle
des Eides gestattet, so wird die Abgabe einer Erklärung unter der Betheuerungsformel dieser
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Religionsgesellschaft der Eidesleistung gleichgeachtet. Ueber die Beeidigung ist ein Protokoll
aufzunehmen.

§. 14.

Das Reichsgericht ist zuständig für die Verhandlung und endgültige Entscheidung über die
Rechtsmittel

1. der Beschwerde und der Berufung in den vor dem Konsul oder dem Konsulargerichte
verhandelten bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und in Konkurssachen;
2. der Beschwerde und der Berufung gegen die Entscheidungen des Konsulargerichts in
Strafsachen;
3. der Beschwerde gegen die Entscheidungen des Konsuls in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit.

§. 15.

Eine Mitwirkung der Staatsanwaltschaft findet, soweit nicht in diesem Gesetz ein Anderes
vorgeschrieben ist, in den vor den Konsul oder das Konsulargericht gehörenden Sachen nicht
statt.

§. 16.

Die Personen, welche die Verrichtungen der Gerichtsschreiber und der Gerichtsvollzieher
sowie die Verrichtungen der Gerichtsdiener als Zustellungsbeamten auszuüben haben, werden
von dem Konsul bestimmt. Sofern diese Personen nicht bereits den Diensteid als
Konsularbeamte geleistet haben, sind sie vor ihrem Amtsantritt auf die Erfüllung der
Obliegenheiten des ihnen übertragenen Amtes eidlich zu verpflichten.
Das Verzeichniß der Gerichtsvollzieher ist in der für konsularische Bekanntmachungen
ortsüblichen Weise, jedenfalls durch Anheftung an die Gerichtstafel bekannt zu machen.

§. 17.

Die Personen, die zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft zuzulassen sind, werden von dem
Konsul bestimmt. Die Zulassung ist widerruflich.
Gegen eine Verfügung des Konsuls, durch die der Antrag einer Person auf Zulassung zur
Ausübung der Rechtsanwaltschaft abgelehnt oder die Zulassung zurückgenommen wird, findet
Beschwerde an den Reichskanzler statt.
Das Verzeichniß der zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft zugelassenen Personen ist in der
für konsularische Bekanntmachungen ortsüblichen Weise, jedenfalls durch Anheftung an die
Gerichtstafel bekannt zu machen.

§. 18.

Die Vorschriften der §§. 157 bis 169 des Gerichtsverfassungsgesetzes und des §. 2 des
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit finden auf die
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Leistung der Rechtshülfe unter den bei der Ausübung der Konsulargerichtsbarkeit
mitwirkenden Behörden sowie unter diesen Behörden und den Behörden im Reichsgebiet oder
in den deutschen Schutzgebieten mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, daß für die im
§. 160 Abs. 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes vorgesehene Entscheidung, sofern die
Rechtshülfe von dem Konsul versagt oder gewährt wird, das Reichsgericht in erster und
letzter Instanz zuständig ist.

Dritter Abschnitt. Allgemeine Vorschriften über das anzuwendende Recht.

§. 19.

In den Konsulargerichtsbezirken gelten für die der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen
Personen, soweit nicht in diesem Gesetz ein Anderes vorgeschrieben ist:

1. die dem bürgerlichen Rechte angehörenden Vorschriften der Reichsgesetze und der
daneben innerhalb Preußens im bisherigen Geltungsbereiche des preußischen Allgemeinen
Landrechts in Kraft stehenden allgemeinen Gesetze sowie die Vorschriften der bezeichneten
Gesetze über das Verfahren und die Kosten in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in
Konkurssachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit;
2. die dem Strafrecht angehörenden Vorschriften der Reichsgesetze sowie die Vorschriften
dieser Gesetze über das Verfahren und die Kosten in Strafsachen.

§. 20.

Die im §. 19 erwähnten Vorschriften finden keine Anwendung, soweit sie Einrichtungen und
Verhältnisse voraussetzen, an denen es für den Konsulargerichtsbezirk fehlt.
Durch Kaiserliche Verordnung können die hiernach außer Anwendung bleibenden
Vorschriften, soweit sie zu den im §. 19 Nr. 1 erwähnten gehören, näher bezeichnet, auch
andere Vorschriften an deren Stelle getroffen werden.

§. 21.

Durch Kaiserliche Verordnung können die Rechte an Grundstücken, das Bergwerkseigenthum
sowie die sonstigen Berechtigungen, für welche die sich auf Grundstücke beziehenden
Vorschriften gelten, abweichend von den nach §. 19 maßgebenden Vorschriften geregelt
werden.

§. 22.

Durch Kaiserliche Verordnung kann bestimmt werden, inwieweit die Vorschriften der Gesetze
über den Schutz von Werken der Literatur und Kunst, von Photographien, von Erfindungen,
von Mustern und Modellen, von Gebrauchsmustern und von Waarenbezeichnungen in den
Konsulargerichtsbezirken Anwendung finden oder außer Anwendung bleiben.
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§. 23.

Soweit die im §. 19 bezeichneten Gesetze landesherrliche Verordnungen oder landesherrliche
Genehmigung vorsehen, treten an deren Stelle in den Konsulargerichtsbezirken Kaiserliche
Verordnungen oder die Genehmigung des Kaisers.
Die nach diesen Gesetzen im Verwaltungsstreitverfahren zu treffenden Entscheidungen
werden für die Konsulargerichtsbezirke in erster und letzter Instanz von dem Bundesrath
erlassen.
Soweit in diesen Gesetzen auf Anordnungen oder Verfügungen einer Landes-Zentralbehörde
oder einer höheren Verwaltungsbehörde verwiesen wird, treten an deren Stelle in den
Konsulargerichtsbezirken Anordnungen oder Verfügungen des Reichskanzlers oder der von
diesem bezeichneten Behörde.
Die nach diesen Gesetzen den Polizeibehörden zustehenden Befugnisse werden in den
Konsulargerichtsbezirken von dem Konsul ausgeübt.
Bis zum Erlasse der im Abs. 1 vorgesehenen Kaiserlichen Verordnungen sowie der im Abs. 3
vorgesehenen Anordnungen oder Verfügungen des Reichskanzlers finden die innerhalb
Preußens im bisherigen Geltungsbereiche des preußischen Allgemeinen Landrechts geltenden
landesherrlichen Verordnungen sowie die dort geltenden Anordnungen oder Verfügungen der
Landes-Zentralbehörden entsprechende Anwendung.

§. 24.

Soweit nach den im §. 19 bezeichneten Gesetzen dem Landesfiskus Rechte zustehen oder
Verpflichtungen obliegen, tritt in den Konsulargerichtsbezirken an dessen Stelle der
Reichsfiskus. Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf die Rechte und Verpflichtungen,
die für den Landesfiskus mit Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit eines Betheiligten
begründet sind.
Geldstrafen fließen zur Reichskasse. Durch Kaiserliche Verordnung kann bestimmt werden,
daß die wegen Zuwiderhandlung gegen einzelne Gesetze oder Verordnungen verhängten
Geldstrafen einem anderen Berechtigten zufallen.

§. 25.

Die Rechtsverhältnisse der Schutzgenossen, die keinem Staate angehören, werden, soweit
dafür die Staatsangehörigkeit in Betracht kommt, nach den Vorschriften beurtheilt, die für die
keinem Bundesstaat angehörenden Deutschen gelten.
Die Rechtsverhältnisse der Schutzgenossen, die einem fremden Staate angehören, werden,
soweit dafür die Staatsangehörigkeit in Betracht kommt, nach den für Ausländer geltenden
Vorschriften beurtheilt.

§. 26.

Durch Kaiserliche Verordnung kann bestimmt werden, inwieweit die Konsulargerichtsbezirke
im Sinne der in den §§. 19, 22 bezeichneten Gesetze als deutsches Gebiet oder Inland oder als
Ausland anzusehen sind.

§. 27.

Soweit die nach §. 19 zur Anwendung kommenden Gesetze auf die an einem ausländischen



Orte geltenden Vorschriften Bezug nehmen, sind hierunter, falls es sich um einen Ort
innerhalb eines Konsulargerichtsbezirkes und um die Rechtsverhältnisse einer der
Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Person handelt, die deutschen Gesetze zu verstehen.
Durch Kaiserliche Verordnung kann bestimmt werden, inwieweit in einem
Konsulargerichtsbezirke die von der dortigen Staatsgewalt erlassenen Vorschriften neben den
deutschen Gesetzen als Gesetze des Ortes anzusehen sind.

§. 28.

Zustellungen an die der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen erfolgen im
Konsulargerichtsbezirke, sofern sie entweder in einer in diesem Bezirke vor den Konsul oder
das Konsulargericht gehörenden Sache oder in nicht gerichtlichen Rechtsangelegenheiten auf
Betreiben einer in dem Bezirke befindlichen Person zu geschehen haben, nach den
Vorschriften über Zustellungen im Inlande. Falls die Befolgung dieser Vorschriften mit
Schwierigkeiten verbunden ist, kann die Zustellung durch den Konsul nach den Vorschriften
über Zustellungen im Auslande mit der Maßgabe bewirkt werden, daß an die Stelle des
Ersuchens bei Zustellungen auf Betreiben der Betheiligten deren Antrag und bei Zustellungen
von Amtswegen die Anzeige des Gerichtsschreibers tritt.
Im Uebrigen erfolgen Zustellungen im Konsulargerichtsbezirk an die der
Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen nach den Vorschriften über Zustellungen im
Ausland, und zwar in gerichtlichen Angelegenheiten mittelst Ersuchens des Konsuls und in
nicht gerichtlichen Rechtsangelegenheiten auf einen von den Betheiligten an ihn zu
richtenden Antrag.

§. 29.

Die Einrückung einer öffentlichen Bekanntmachung in den Deutschen Reichsanzeiger ist nicht
erforderlich, sofern daneben eine andere Art der Veröffentlichung vorgeschrieben ist. Der
Reichskanzler kann Ausnahmen von dieser Vorschrift anordnen.
Der Reichskanzler kann bestimmen, daß an die Stelle der Einrückung einer öffentlichen
Bekanntmachung in den Deutschen Reichsanzeiger eine andere Art der Veröffentlichung tritt.

§. 30.

Neue Gesetze erlangen in den Konsulargerichtsbezirken, die in Europa, in Egypten oder an
der asiatischen Küste des Schwarzen oder des Mittelländischen Meeres liegen, mit dem
Ablaufe von zwei Monaten, in den übrigen Konsulargerichtsbezirken mit dem Ablaufe von vier
Monaten nach dem Tage, an dem das betreffende Stück des Reichs-Gesetzblatts oder der
Preußischen Gesetz-Sammlung in Berlin ausgegeben worden ist, verbindliche Kraft, soweit
nicht für das Inkrafttreten ein späterer Zeitpunkt festgesetzt ist oder für die
Konsulargerichtsbezirke reichsgesetzlich ein Anderes vorgeschrieben wird.

Vierter Abschnitt. Besondere Vorschriften über das bürgerliche Recht.

§. 31.

Auf Vereine, die ihren Sitz in einem Konsulargerichtsbezirke haben, finden die Vorschriften
der §§. 21, 22, des §. 44 Abs. 1 und der §§. 55 bis 79 des Bürgerlichen Gesetzbuchs keine
Anwendung.
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§. 32.

Die in den §§. 8 bis 10 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse der deutschen
Schutzgebiete (Reichs-Gesetzbl. 1888 S. 75, Reichs-Gesetzbl. 1899 S. 365), für die Errichtung
deutscher Kolonialgesellschaften erlassenen Vorschriften finden entsprechende Anwendung
auf deutsche Gesellschaften, die den Betrieb eines Unternehmens der im §. 8 Abs. 1 des
Gesetzes bezeichneten Art in einem Konsulargerichtsbezirke zum Gegenstand und ihren Sitz
entweder im Reichsgebiet oder in einem deutschen Schutzgebiet oder in einem
Konsulargerichtsbezirke haben.

§. 33.

Durch Kaiserliche Verordnung kann für einen Konsulargerichtsbezirk oder für einen Theil
eines solchen angeordnet werden, daß statt der in den §§. 246, 247, 288 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs und im §. 352 des Handelsgesetzbuchs aufgestellten Zinssätze ein höherer
Zinssatz gilt.

§. 34.

Inhaberpapiere der im §. 795 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Art, die in
einem Konsulargerichtsbezirke von einer der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Person
ausgestellt worden sind, dürfen nur mit Genehmigung des Reichskanzlers in den Verkehr
gebracht werden.

§. 35.

Durch Anordnung des Reichskanzlers kann bestimmt werden, wer in den
Konsulargerichtsbezirken an die Stelle der Gemeinde des Fundorts in den Fällen der §§. 976,
977 und an die Stelle der öffentlichen Armenkasse einer Gemeinde im Falle des §. 2072 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs zu treten hat.

§. 36.

Die Form einer Ehe, die in einem Konsulargerichtsbezirke von einem Deutschen oder von
einem Schutzgenossen, der keinem Staate angehört, geschlossen wird, bestimmt sich
ausschließlich nach den Vorschriften des Gesetzes, betreffend die Eheschließung und die
Beurkundung des Personenstandes von Reichsangehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870
(Bundes-Gesetzbl. S. 599, Reichs-Gesetzbl. 1896 S. 614). Ein Schutzgenosse, der einem
fremden Staate angehört, kann die Ehe in dieser oder in einer anderen, nach den Gesetzen
seines Staates zulässigen Form schließen.
Durch Kaiserliche Verordnung kann bestimmt werden, inwieweit in einem
Konsulargerichtsbezirke die Beachtung der Vorschriften genügt, die von der dortigen
Staatsgewalt über die Form der Eheschließung erlassen sind.

§. 37.

Durch Kaiserliche Verordnung können für die innerhalb der Konsulargerichtsbezirke
belegenen Grundstücke die Grundsätze bestimmt werden, nach denen die Sicherheit einer
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Hypothek, einer Grundschuld oder einer Rentenschuld im Sinne des §. 1807 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs festzustellen ist.

§. 38.

Im Falle des §. 2249 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs kann das Testament durch
mündliche Erklärung vor drei Zeugen nach §. 2250 errichtet werden; der §. 2249 Abs. 2 findet
entsprechende Anwendung.

§. 39.

Durch Kaiserliche Verordnung können für die Konsulargerichtsbezirke die der
Landesgesetzgebung vorbehaltenen Bestimmungen über die Hinterlegung und die
Hinterlegungsstellen getroffen werden.

§. 40.

In Handelssachen finden die Vorschriften der im §. 19 bezeichneten Gesetze nur soweit
Anwendung, als nicht das im Konsulargerichtsbezirke geltende Handelsgewohnheitsrecht ein
Anderes bestimmt.
Handelssachen im Sinne des Abs. 1 sind die von einem Kaufmanne vorgenommenen
Rechtsgeschäfte der im §. 1 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs bezeichneten Art sowie die
Angelegenheiten, die eines der im §. 101 Nr. 3a, d, e, f des Gerichtsverfassungsgesetzes
aufgeführten Rechtsverhältnisse zum Gegenstände haben.

Fünfter Abschnitt. Besondere Vorschriften über das Verfahren in
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in Konkurssachen und in den

Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit.

§. 41.

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten richtet sich das Verfahren vor dem Konsul sowie vor dem
Konsulargerichte nach den Vorschriften über das Verfahren vor den Amtsgerichten mit der
Maßgabe, daß auch die Vorschriften der §§. 348 bis 354 der Civilprozeßordnung Anwendung
finden.

§. 42.

In Rechtsstreitigkeiten, die die Nichtigkeit einer Ehe zum Gegenstande haben, werden die
Verrichtungen der Staatsanwaltschaft von dem Konsul einer der zur Ausübung der
Rechtsanwaltschaft zugelassenen Personen, einem anderen achtbaren Gerichtseingesessenen
oder sonst im Konsulargerichtsbezirke befindlichen Deutschen oder Schutzgenossen
übertragen. Das Gleiche gilt in Entmündigungssachen sowie im Aufgebotsverfahren zum
Zwecke der Todeserklärung.

§. 43.
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In den nach §. 7 Nr. 1 zur Zuständigkeit des Konsuls gehörenden bürgerlichen
Rechtsstreitigkeiten findet, sofern der Werth des Streitgegenstandes die Summe von
dreihundert Mark nicht übersteigt, ein Rechtsmittel nicht statt.

§. 44.

Der Konsul ist zur Abänderung seiner durch sofortige Beschwerde angefochtenen
Entscheidung auch außer den im §. 577 Abs. 3 der Civilprozeßordnung bezeichneten Fällen
befugt.

§. 45.

Das Rechtsmittel der Berufung wird bei dem Konsul eingelegt. Die Einlegung erfolgt durch
Einreichung der Berufungsschrift. Auf die Einlegung findet die Vorschrift des §. 78 Abs. 1 der
Civilprozeßordnung keine Anwendung. Die Berufungsschrift ist der Gegenpartei unter
Beachtung der Vorschriften des §. 179 der Civilprozeßordnung von Amtswegen zuzustellen.
Der Konsul hat die Prozeßakten mit dem Nachweise der Zustellung dem Reichsgerichte zu
übersenden.
Das Reichsgericht hat den Termin zur mündlichen Verhandlung von Amtswegen zu bestimmen
und den Parteien bekannt zu machen.
Die Bekanntmachung des Termins erfolgt an den für die Berufungsinstanz bestellten und dem
Reichsgerichte durch Vermittelung des Konsuls oder durch die Partei selbst rechtzeitig
benannten Prozeßbevollmächtigten oder Zustellungsbevollmächtigten, in Ermangelung eines
solchen an die Partei selbst.
Die im §. 520 der Civilprozeßordnung vorgesehene Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem
der Termin dem Berufungsbeklagten bekannt gemacht worden ist.

§. 46.

Die Zwangsvollstreckung im Konsulargerichtsbezirk aus den bei der Ausübung der
Konsulargerichtsbarkeit für diesen Bezirk entstandenen vollstreckbaren Schuldtiteln erfolgt
gegen die der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen nach den Vorschriften über
die Zwangsvollstreckung im Inlande. Im Uebrigen wird die Vollstreckung im
Konsulargerichtsbezirke gegen solche Personen durch den Konsul auf ein an ihn gemäß §. 791
der Civilprozeßordnung gerichtetes Ersuchen veranlaßt.

§. 47.

In den Fällen der §§. 110, 179 der Konkursordnung soll der Termin zur Beschlußfassung über
die Wahl eines anderen Verwalters und über die Bestellung eines Gläubigerausschusses sowie
der Vergleichstermin nicht über zwei Monate hinaus anberaumt werden.
Diese Termine können bis auf drei Monate hinausgeschoben werden, wenn der Bezirk des
Konsulargerichts, vor dem das Verfahren schwebt, nicht in Europa, in Egypten oder an der
asiatischen Küste des Schwarzen oder des Mittelländischen Meeres liegt.
Der Zeitraum, der nach §. 138 der Konkursordnung zwischen dem Ablaufe der Anmeldefrist
und dem allgemeinen Prüfungstermine liegen muß, soll mindestens zwei Wochen und
höchstens drei Monate betragen.
An die Stelle der in den §§. 152, 203 der Konkursordnung vorgesehenen Fristen tritt eine Frist
von einem Monat, im Falle des Abs. 2 eine Frist von zwei Monaten.
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§. 48.

Die Vorschrift des §. 18 Abs. 2 des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit findet auf eine durch Beschwerde angefochtene Verfügung des Konsuls keine
Anwendung.

Sechster Abschnitt. Besondere Vorschriften über das Strafrecht.

§. 49.

In den Konsulargerichtsbezirken finden die von der dortigen Staatsgewalt erlassenen
Strafgesetze soweit Anwendung, als dies durch Herkommen oder durch Staatsverträge
bestimmt ist.

§. 50.

Durch Kaiserliche Verordnung kann bestimmt werden, inwieweit in den
Konsulargerichtsbezirken die strafrechtlichen Vorschriften der allgemeinen Gesetze
Anwendung finden, die innerhalb Preußens im bisherigen Geltungsbereiche des preußischen
Allgemeinen Landrechts in Kraft stehen.

§. 51.

Der Konsul ist befugt, für seinen Gerichtsbezirk oder einen Theil des Bezirkes polizeiliche
Vorschriften mit verbindlicher Kraft für die seiner Gerichtsbarkeit unterworfenen Personen zu
erlassen und deren Nichtbefolgung mit Haft, Geldstrafe bis zum Betrage von eintausend Mark
und Einziehung einzelner Gegenstände zu bedrohen. Diese Vorschriften sind sofort in
Abschrift dem Reichskanzler mitzutheilen.
Der Reichskanzler ist befugt, die von dem Konsul erlassenen polizeilichen Vorschriften
aufzuheben.
Die Verkündung der polizeilichen Vorschriften sowie die Verkündung ihrer Aufhebung erfolgt
in der für konsularische Bekanntmachungen ortsüblichen Weise, jedenfalls durch Anheftung
an die Gerichtstafel.

Siebenter Abschnitt. Besondere Vorschriften über das Verfahren in
Strafsachen.

§. 52.

Der Konsul übt in Strafsachen die Verrichtungen des Amtsrichters und des Vorsitzenden der
Strafkammer aus.

§. 53.

Die Zustellungen, die Ladungen, die Vollstreckung von Beschlüssen und Verfügungen sowie
die Strafvollstreckung werden durch den Konsul veranlaßt.
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§. 54.

Im vorbereitenden Verfahren ist die Beeidigung eines Zeugen oder Sachverständigen auch in
den im §. 65 Abs. 2 der Strafprozeßordnung bezeichneten Fällen zulässig.
Die Vorschriften des §. 126 der Strafprozeßordnung finden keine Anwendung.

§. 55.

Erhält der Konsul von dem Verdacht eines zur Zuständigkeit des Reichsgerichts oder der
Schwurgerichte gehörenden Verbrechens Kenntniß, so hat er die zur Strafverfolgung
erforderlichen Sicherheitsmaßregeln zu treffen sowie die Untersuchungshandlungen, in
Ansehung deren Gefahr im Verzug obwaltet oder die Voraussetzungen des §. 65 Abs. 2 der
Strafprozeßordnung zutreffen, vorzunehmen und demnächst die Akten der Staatsanwaltschaft
bei dem zuständigen deutschen Gericht, in Ermangelung eines solchen dem Ober-
Reichsanwalte zu übersenden. Im letzteren Falle wird das zuständige Gericht von dem
Reichsgerichte bestimmt.

§. 56.

Gehört die strafbare Handlung zur Zuständigkeit des Konsulargerichts oder des Konsuls, so ist
an Stelle der Staatsanwaltschaft der Konsul zum Einschreiten berufen. Er stellt insbesondere
die der Staatsanwaltschaft im vorbereitenden Verfahren obliegenden Ermittelungen an.

§. 57.

Eine Voruntersuchung findet nicht statt.

§. 58.

An die Stelle der öffentlichen Klage tritt in den Fällen, in denen nicht sofort das
Hauptverfahren eröffnet wird, die Verfügung des Konsuls über die Einleitung des
Strafverfahrens gegen den Beschuldigten. Diese Verfügung hat die dem Angeschuldigten zur
Last gelegte That unter Hervorhebung ihrer gesetzlichen Merkmale und des anzuwendenden
Strafgesetzes zu bezeichnen.
Der Beschluß, durch den das Hauptverfahren eröffnet wird, hat auch die Beweismittel
anzugeben.

§. 59.

Die Vorschrift des §. 232 der Strafprozeßordnung findet auch dann Anwendung, wenn nach
dem Ermessen des Gerichts die zu erwartende Freiheitsstrafe nicht mehr als sechs Monate
beträgt.

§. 60.

Den Umfang der Beweisaufnahme bestimmt das Gericht, ohne hierbei durch Anträge,
Verzichte oder frühere Beschlüsse gebunden zu sein.

https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/strafprozessordnung/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/strafprozessordnung/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/strafprozessordnung/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/strafprozessordnung/
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/strafprozessordnung/


§. 61.

In das Protokoll über die Hauptverhandlung sind die wesentlichen Ergebnisse der
Vernehmungen aufzunehmen.

§. 62.

In den Fällen der §§. 45, 449 der Strafprozeßordnung beträgt die Frist zwei Wochen.

§. 63.

Gegen die wegen Uebertretungen erlassenen Entscheidungen ist, sofern eine Verurtheilung
auf Grund des §. 361 Nr. 3 bis 8 des Strafgesetzbuchs erfolgt oder nur auf Geldstrafe oder auf
Geldstrafe und Einziehung erkannt wird, ein Rechtsmittel nicht zulässig.
Im Uebrigen findet in Strafsachen gegen die Urtheile des Konsulargerichts das Rechtsmittel
der Berufung statt.

§. 64.

Auf Beschwerden gegen Entscheidungen des Konsuls findet die Vorschrift des §. 23 Abs. 1 der
Strafprozeßordnung keine Anwendung.
In den Fällen des §. 353 der Strafprozeßordnung ist der Konsul zur Abänderung seiner durch
Beschwerde angefochtenen Entscheidung befugt.

§. 65.

Die der Staatsanwaltschaft zustehenden Rechtsmittel können gegen die Entscheidungen des
Konsulargerichts von dem Konsul eingelegt werden.

§. 66.

In den Fällen der §§. 353, 355, 358, 360 der Strafprozeßordnung beträgt die Frist zwei
Wochen.

§. 67.

Die Frist zur Anfechtung einer Entscheidung beginnt für den Nebenkläger im Falle des §. 439
der Strafprozeßordnung mit der Bekanntmachung der Entscheidung an den Beschuldigten.

§. 68.

Der Konsul kann Zeugen und Sachverständige, die zur Rechtfertigung der Berufung benannt
sind, vernehmen und beeidigen, wenn die Voraussetzungen des §. 65 Abs. 2 der
Strafprozeßordnung vorliegen. Die Protokolle über diese Vernehmungen sind dem Ober-
Reichsanwalte zu übersenden. Die Vorschriften des §. 223 und des §. 250 Abs. 2 der
Strafprozeßordnung finden entsprechende Anwendung.
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§. 69.

Der Angeklagte kann in der Hauptverhandlung vor dem Berufungsgericht erscheinen oder sich
durch einen mit schriftlicher Vollmacht versehenen Vertheidiger vertreten lassen.
Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angeklagte hat keinen Anspruch auf Anwesenheit.
Soweit der Angeklagte die Berufung eingelegt hat, ist über diese auch dann zu verhandeln,
wenn weder der Angeklagte noch ein Vertreter für ihn erschienen ist.

§. 70.

Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil geschlossenen Verfahrens kann von
Amtswegen erfolgen.

§. 71.

Das Gesetz, betreffend die Entschädigung der im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen
Personen, vom 20. Mai 1898 (Reichs-Gesetzbl. S. 345) findet mit folgenden Maßgaben
Anwendung.
An die Stelle der Staatsanwaltschaft des Landgerichts tritt der Konsul. Die im §. 5 Abs. 3
vorgesehene Ausschlußfrist beträgt sechs Monate. Für die Ansprüche auf Entschädigung ist
das Reichsgericht in erster und letzter Instanz zuständig.

§. 72.

In Strafsachen, in denen der Konsul oder das Konsulargericht in erster Instanz erkannt hat,
steht das Begnadigungsrecht dem Kaiser zu.

Achter Abschnitt. Besondere Vorschriften über die Kosten.

§. 73.

Die Gebühren der Gerichte und der Gerichtsvollzieher in den Konsulargerichtsbezirken
werden im doppelten Betrage der Sätze erhoben, die in den nach §. 19 maßgebenden
Vorschriften bestimmt sind.
Die Gebühr für eine Zustellung in den Konsulargerichtsbezirken nach den Vorschriften über
Zustellungen im Auslande beträgt drei Mark.
Die den Gerichtsbeamten und Gerichtsvollziehern zustehenden Tagegelder und Reisekosten
werden, soweit es sich um Konsularbeamte handelt, nach Maßgabe der für diese geltenden
Vorschriften erhoben.

§. 74.

Die Erhebung und Beitreibung der Kosten wird durch den Konsul veranlaßt.
Die Regelung des Beitreibungsverfahrens erfolgt im Anschluß an die Vorschriften der
Civilprozeßordnung durch Anordnung des Reichskanzlers.
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§. 75.

Die bei der Ausübung der Konsulargerichtsbarkeit mitwirkenden Behörden haben einander
zum Zwecke der Erhebung und Beitreibung der Kosten Beistand zu leisten.
Das Gleiche gilt für die Beistandsleistung unter diesen Behörden und den Behörden im
Reichsgebiet oder in den deutschen Schutzgebieten. Dabei finden die gemäß §. 99 des
Gerichtskostengesetzes (Reichs-Gesetzbl. 1898 S. 659) erlassenen Vorschriften über den zum
Zwecke der Einziehung von Gerichtskosten unter den Bundesstaaten zu leistenden Beistand
entsprechende Anwendung.

§. 76.

Soweit die Gebühren der Rechtsanwälte durch Ortsgebrauch geregelt sind, kommt dieser
zunächst zur Anwendung.

Neunter Abschnitt. Schlußbestimmungen.

§. 77.

Die im §. 2 bezeichneten Personen können nach den in Gemäßheit dieses Gesetzes in den
Konsulargerichtsbezirken Anwendung findenden strafrechtlichen Vorschriften wegen eines
Verbrechens oder Vergehens auch dann verfolgt werden, wenn sie die Handlung in einem
Gebiete begangen haben, das keiner Staatsgewalt unterworfen ist.
Im Uebrigen können durch Kaiserliche Verordnung die in Gemäßheit dieses Gesetzes in den
Konsulargerichtsbezirken geltenden Vorschriften in Gebieten der im Abs. 1 bezeichneten Art
ganz oder theilweise für anwendbar erklärt werden. Soweit hiernach die Vorschriften über die
Ausübung der Gerichtsbarkeit Geltung erlangen, ist der Reichskanzler befugt, an Stelle des
Konsuls einen anderen Beamten zur Wahrnehmung der Gerichtsbarkeit zu ermächtigen; auch
können als Gerichtsbeisitzer Personen zugezogen werden, die nicht Eingesessene oder
Einwohner des Gerichtsbezirkes sind.

§. 78.

Dieses Gesetz tritt an einem durch Kaiserliche Verordnung festzusetzenden Tage in Kraft.

§. 79.

Soweit in Reichsgesetzen oder in Landesgesetzen auf Vorschriften des Gesetzes über die
Konsulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 verwiesen ist, treten die entsprechenden
Vorschriften dieses Gesetzes an deren Stelle.

§. 80.

Der Reichskanzler hat die zur Ausführung des Gesetzes erforderlichen Anordnungen zu
erlassen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
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Gegeben Berlin, den 7. April 1900.

(L. S.)  Wilhelm.
 

  Fürst zu Hohenlohe.

Gesetz über die Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit, FGG

Titel: Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit.

Fundstelle: Deutsches Reichsgesetzblatt Band 1898, Nr. 21, Seite 189
– 229

Fassung vom: 17. Mai 1898
Bekanntmachung: 27. Mai 1898
Änderungsstand: 01. Dezember 2001
Quelle: Scan auf Commons

(Nr. 2473.) Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Vom 17. Mai 1898.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt:

Erster Abschnitt. Allgemeine Vorschriften.

§. 1.

Für diejenigen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche durch Reichsgesetz
den Gerichten übertragen sind, gelten, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, die
nachstehenden allgemeinen Vorschriften.

Es gelten im gesamten Umfang dieses Gesetzes, § 15 und § 16 des Gerichtsverfassungsgesetzes.

§. 2.

Die Gerichte haben sich Rechtshülfe zu leisten. Die §§. 158 bis 169 des
Gerichtsverfassungsgesetzes finden Anwendung.
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§. 3.

Soweit für die örtliche Zuständigkeit der Gerichte der Wohnsitz eines Betheiligten maßgebend
ist, bestimmt sich für Deutsche, die das Recht der Exterritorialität genießen, sowie für Beamte
des Reichs oder eines Bundesstaats, die im Ausland angestellt sind, der Wohnsitz nach den
Vorschriften des §. 16 der Civilprozeßordnung.

§. 4.

Unter mehreren zuständigen Gerichten gebührt demjenigen der Vorzug, welches zuerst in der
Sache thätig geworden ist.

§. 5.

Besteht Streit oder Ungewißheit darüber, welches von mehreren Gerichten örtlich zuständig
ist, so wird das zuständige Gericht durch das gemeinschaftliche obere Gericht bestimmt. Ist
das zuständige Gericht in einem einzelnen Falle an der Ausübung des Richteramts rechtlich
oder thatsächlich verhindert, so erfolgt die Bestimmung durch das ihm im Instanzenzuge
vorgeordnete Gericht.
Eine Anfechtung der Entscheidung findet nicht statt.

§. 6.

Ein Richter ist von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen:

1. in Sachen, in denen er selbst betheiligt ist oder in denen er zu einem Betheiligten in dem
Verhältniß eines Mitberechtigten oder Mitverpflichteten steht;
2. in Sachen seiner Ehefrau, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht;
3. in Sachen einer Person, mit der er in gerader Linie oder im zweiten Grade der Seitenlinie
verwandt oder verschwägert ist;
4. in Sachen, in denen er als Vertreter eines Betheiligten bestellt oder als gesetzlicher
Vertreter eines solchen aufzutreten berechtigt ist.

Ein Richter kann sich der Ausübung seines Amtes wegen Befangenheit enthalten. Die
Ablehnung eines Richters ist ausgeschlossen.

§. 7.

Gerichtliche Handlungen sind nicht aus dem Grunde unwirksam, weil sie von einem örtlich
unzuständigen Gericht oder von einem Richter vorgenommen sind, der von der Ausübung des
Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen ist.

§. 8.

Auf das gerichtliche Verfahren finden die Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes über
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die Gerichtssprache, über die Sitzungspolizei und über die Berathung und Abstimmung
entsprechende Anwendung, die Vorschriften über die Gerichtssprache mit den sich aus dem §.
9 ergebenden Abweichungen.

§. 9.

Der Zuziehung eines Dolmetschers bedarf es nicht, wenn der Richter der Sprache, in der sich
die betheiligten Personen erklären, mächtig ist; die Beeidigung des Dolmetschers ist nicht
erforderlich, wenn die betheiligten Personen darauf verzichten. Auf den Dolmetscher finden
die Vorschriften des §. 6 entsprechende Anwendung.

§. 10.

Auf das gerichtliche Verfahren sind die Gerichtsferien ohne Einfluß. Die Bearbeitung der
Vormundschaftssachen und der Nachlaßsachen kann während der Ferien unterbleiben, soweit
das Bedürfniß einer Beschleunigung nicht vorhanden ist.

§. 11.

Anträge und Erklärungen können zum Protokolle des Gerichtsschreibers des zuständigen
Gerichts oder des Gerichtsschreibers eines Amtsgerichts erfolgen.

§. 12.

Das Gericht hat von Amtswegen die zur Feststellung der Thatsachen erforderlichen
Ermittelungen zu veranstalten und die geeignet erscheinenden Beweise aufzunehmen.

§. 13.

Die Betheiligten können mit Beiständen erscheinen. Sie können sich, soweit nicht das Gericht
das persönliche Erscheinen anordnet, auch durch Bevollmächtigte vertreten lassen. Die
Bevollmächtigten haben auf Anordnung des Gerichts oder auf Verlangen eines Betheiligten die
Bevollmächtigung durch eine öffentlich beglaubigte Vollmacht nachzuweisen.

§. 14.

Die Vorschriften der Civilprozeßordnung über das Armenrecht sowie die Vorschriften der §§.
34 bis 36 der Rechtsanwaltsordnung finden entsprechende Anwendung.

§. 15.

Die Vorschriften der Civilprozeßordnung über den Zeugenbeweis, über den Beweis durch
Sachverständige und über das Verfahren bei der Abnahme von Eiden finden entsprechende
Anwendung. Ueber die Beeidigung eines Zeugen oder Sachverständigen entscheidet jedoch,
unbeschadet der §§. 358, 367 der Civilprozeßordnung, das Ermessen des Gerichts.
Behufs der Glaubhaftmachung einer thatsächlichen Behauptung kann ein Betheiligter zur
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Versicherung an Eidesstatt zugelassen werden.

§. 16.

Gerichtliche Verfügungen werden mit der Bekanntmachung an denjenigen, für welchen sie
ihrem Inhalte nach bestimmt sind, wirksam.
Die Bekanntmachung erfolgt, wenn mit ihr der Lauf einer Frist beginnt, durch Zustellung nach
den für die Zustellung von Amtswegen geltenden Vorschriften der Civilprozeßordnung; durch
die Landesjustizverwaltung kann jedoch für Zustellungen im Ausland eine einfachere Art der
Zustellung angeordnet werden. In denjenigen Fällen, in welchen mit der Bekanntmachung
nicht der Lauf einer Frist beginnt, soll in den Akten vermerkt werden, in welcher Weise, an
welchem Orte und an welchem Tage die Bekanntmachung zur Ausführung gebracht ist; durch
die Landesjustizverwaltung kann näher bestimmt werden, in welcher Weise in diesen Fällen
die Bekanntmachung zur Ausführung gebracht werden soll.
Einem Anwesenden kann die Verfügung zu Protokoll bekannt gemacht werden. Auf Verlangen
ist ihm eine Abschrift der Verfügung zu ertheilen.

§. 17.

Für die Berechnung der Fristen gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.
Fällt das Ende der Frist auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag, so endigt die Frist mit
dem Ablaufe des nächstfolgenden Werktags.

§. 18.

Erachtet das Gericht eine von ihm erlassene Verfügung nachträglich für ungerechtfertigt, so
ist es berechtigt, sie zu ändern; soweit eine Verfügung nur auf Antrag erlassen werden kann
und der Antrag zurückgewiesen worden ist, darf die Aenderung nur auf Antrag erfolgen.
Zu der Aenderung einer Verfügung, die der sofortigen Beschwerde unterliegt, ist das Gericht
nicht befugt.

§. 19.

Gegen die Verfügungen des Gerichts erster Instanz findet das Rechtsmittel der Beschwerde
statt.
Ueber die Beschwerde entscheidet das Landgericht.

§. 20.

Die Beschwerde steht Jedem zu, dessen Recht durch die Verfügung beeinträchtigt ist.
Soweit eine Verfügung nur auf Antrag erlassen werden kann und der Antrag zurückgewiesen
worden ist, steht die Beschwerde nur dem Antragsteller zu.

§. 21.

Die Beschwerde kann bei dem Gerichte, dessen Verfügung angefochten wird, oder bei dem
Beschwerdegericht eingelegt werden.
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Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beschwerdeschrift oder durch Erklärung zum
Protokolle des Gerichtsschreibers desjenigen Gerichts, dessen Verfügung angefochten wird,
oder des Gerichtsschreibers des Beschwerdegerichts.

§. 22.

Die sofortige Beschwerde ist binnen einer Frist von zwei Wochen einzulegen. Die Frist beginnt
mit dem Zeitpunkt, in welchem die Verfügung dem Beschwerdeführer bekannt gemacht
worden ist.
Einem Beschwerdeführer, der ohne sein Verschulden verhindert war, die Frist einzuhalten, ist
auf Antrag von dem Beschwerdegerichte die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu
ertheilen, wenn er die Beschwerde binnen zwei Wochen nach der Beseitigung des
Hindernisses einlegt und die Thatsachen, welche die Wiedereinsetzung begründen, glaubhaft
macht. Eine Versäumung der Frist, die in dem Verschulden eines Vertreters ihren Grund hat,
wird als eine unverschuldete nicht angesehen. Gegen die Entscheidung über den Antrag findet
die sofortige weitere Beschwerde statt. Nach dem Ablauf eines Jahres, von dem Ende der
versäumten Frist an gerechnet, kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt werden.

§. 23.

Die Beschwerde kann auf neue Thatsachen und Beweise gestützt werden.

§. 24.

Die Beschwerde hat nur dann aufschiebende Wirkung, wenn sie gegen eine Verfügung
gerichtet ist, durch die eine Strafe festgesetzt wird.
Das Gericht, dessen Verfügung angefochten wird, kann anordnen, daß die Vollziehung
auszusetzen ist.
Das Beschwerdegericht kann vor der Entscheidung eine einstweilige Anordnung erlassen; es
kann insbesondere anordnen, daß die Vollziehung der angefochtenen Verfügung auszusetzen
ist.

§. 25.

Die Entscheidung des Beschwerdegerichts ist mit Gründen zu versehen.

§. 26.

Die Entscheidung des Beschwerdegerichts wird in den Fällen, in welchen die sofortige weitere
Beschwerde stattfindet, erst mit der Rechtskraft wirksam. Das Beschwerdegericht kann jedoch
die sofortige Wirksamkeit der Entscheidung anordnen.

§. 27.

Gegen die Entscheidung des Beschwerdegerichts ist das Rechtsmittel der weiteren
Beschwerde zulässig, wenn die Entscheidung auf einer Verletzung des Gesetzes beruht. Die
Vorschriften der §§. 512, 513, 524, 526 der Civilprozeßordnung finden entsprechende
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Anwendung.

§. 28.

Ueber die weitere Beschwerde entscheidet das Oberlandesgericht.
Will das Oberlandesgericht bei der Auslegung einer reichsgesctzliehen Vorschrift, welche eine
der im §. 1 bezeichneten Angelegenheiten betrifft, von der auf weitere Beschwerde
ergangenen Entscheidung eines anderen Oberlandesgerichts, falls aber über die Rechtsfrage
bereits eine Entscheidung des Reichsgerichts ergangen ist, von dieser abweichen, so hat es
die weitere Beschwerde unter Begründung seiner Rechtsauffassung dem Reichsgerichte
vorzulegen. Der Beschluß über die Vorlegung ist dem Beschwerdeführer bekannt zu machen.
In den Fällen des Abs. 2 entscheidet über die weitere Beschwerde das Reichsgericht.

§. 29.

Die weitere Beschwerde kann bei dem Gericht erster Instanz, bei dem Landgericht oder bei
dem Oberlandesgericht eingelegt werden. Erfolgt die Einlegung durch Einreichung einer
Beschwerdeschrift, so muß diese von einem Rechtsanwalt unterzeichnet sein. Der Zuziehung
eines Rechtsanwalts bedarf es nicht, wenn die Beschwerde von einer Behörde oder von einem
Notar eingelegt wird, der in der Angelegenheit für den Beschwerdeführer einen Antrag bei
dem Gericht erster Instanz gestellt hat.
Soweit eine Verfügung der sofortigen Beschwerde unterliegt, findet auch gegen die
Entscheidung des Beschwerdegerichts die sofortige weitere Beschwerde statt.
Das Gericht erster Instanz und das Landgericht sind nicht befugt, der weiteren Beschwerde
abzuhelfen.
Im Uebrigen finden die Vorschriften über die Beschwerde entsprechende Anwendung.

§. 30.

Die Entscheidungen über Beschwerden erfolgen bei den Landgerichten durch eine
Civilkammer, bei den Oberlandesgerichten und bei dem Reichsgerichte durch einen Civilsenat.
Ist bei einem Landgericht eine Kammer für Handelssachen gebildet, so tritt für Handelssachen
diese Kammer an die Stelle der Civilkammer.
Die Vorschriften des §. 137 des Gerichtsverfassungsgesetzes finden entsprechende
Anwendung.

§. 31.

Zeugnisse über die Rechtskraft einer Verfügung sind von dem Gerichtsschreiber erster Instanz
zu ertheilen.

§. 32.

Ist eine Verfügung, durch die Jemand die Fähigkeit oder die Befugniß zur Vornahme eines
Rechtsgeschäfts oder zur Entgegennahme einer Willenserklärung erlangt, ungerechtfertigt, so
hat, sofern nicht die Verfügung wegen Mangels der sachlichen Zuständigkeit des Gerichts
unwirksam ist, die Aufhebung der Verfügung auf die Wirksamkeit der inzwischen von ihm oder
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ihm gegenüber vorgenommenen Rechtsgeschäfte keinen Einfluß.

§. 33.

Soll in den gesetzlich zugelassenen Fällen Jemand durch Ordnungsstrafen zur Befolgung einer
gerichtlichen Anordnung angehalten werden, so muß der Festsetzung der Strafe eine
Androhung vorausgehen. Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark nicht
übersteigen.

§. 34.

Die Einsicht der Gerichtsakten kann Jedem insoweit gestattet werden, als er ein berechtigtes
Interesse glaubhaft macht. Das Gleiche gilt von der Ertheilung einer Abschrift; die Abschrift
ist auf Verlangen zu beglaubigen.

Zweiter Abschnitt. Vormundschaftssachen.

§. 35.

Für die dem Vormundschaftsgericht obliegenden Verrichtungen sind die Amtsgerichte
zuständig.

§. 36.

Für die Vormundschaft ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der Mündel zu der Zeit, zu
welcher die Anordnung der Vormundschaft erforderlich wird, seinen Wohnsitz oder in
Ermangelung eines inländischen Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat. Wird die Anordnung einer
Vormundschaft über Geschwister erforderlich, die in den Bezirken verschiedener
Vormundschaftsgerichte ihren Wohnsitz oder ihren Aufenthalt haben, so ist, wenn für einen
der Mündel schon eine Vormundschaft anhängig ist, das für diese zuständige Gericht,
anderenfalls dasjenige Gericht, in dessen Bezirke der jüngste Mündel seinen Wohnsitz oder
seinen Aufenthalt hat, für alle Geschwister maßgebend.
Ist der Mündel ein Deutscher und hat er im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so ist
das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der Mündel seinen letzten inländischen Wohnsitz
hatte. In Ermangelung eines solchen Wohnsitzes wird das zuständige Gericht, falls der Mündel
einem Bundesstaat angehört, von der Landesjustizverwaltung, anderenfalls von dem
Reichskanzler bestimmt.
Für die Vormundschaft über einen Minderjährigen, dessen Familienstand nicht zu ermitteln
ist, ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der Minderjährige aufgefunden wurde.

§. 37.

Soll Jemand nach §. 1909 des Bürgerlichen Gesetzbuchs einen Pfleger erhalten, so ist, wenn
bei einem inländischen Gericht eine Vormundschaft über ihn anhängig ist, für die Pflegschaft
dieses Gericht zuständig. Im Uebrigen finden auf die Pflegschaft die Vorschriften des §. 36
Anwendung.
Für die Pflegschaft über einen Ausländer, für den bei einem inländischen Gericht eine
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Vormundschaft nicht anhängig ist und der im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt hat, ist
das Gericht zuständig, in dessen Bezirke das Bedürfniß der Fürsorge hervortritt.

§. 38.

Auf die Zuständigkeit für die Pflegschaft über einen Gebrechlichen finden die Vorschriften des
§. 36 Abs. 1, 2 und des §. 37 Abs. 2 entsprechende Anwendung.

§. 39.

Für die Pflegschaft über einen Abwesenden ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der
Abwesende seinen Wohnsitz hat.
Hat der Abwesende im Inlande keinen Wohnsitz, so finden die Vorschriften des §. 36 Abs. 2
und des §. 37 Abs. 2 entsprechende Anwendung.

§. 40.

Für die Pflegschaft über eine Leibesfrucht ist das Gericht zuständig, welches für die
Vormundschaft zuständig sein würde, falls das Kind zu der Zeit, zu welcher das Bedürfniß der
Fürsorge hervortritt, geboren wäre.

§. 41.

Wird im Falle des §. 1913 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Anordnung einer Pflegschaft für
den bei einer Angelegenheit Betheiligten erforderlich, so ist das Gericht zuständig, in dessen
Bezirke das Bedürfniß der Fürsorge hervortritt.

§. 42.

Für die Pflegschaft zum Zwecke der Verwaltung und Verwendung eines durch öffentliche
Sammlung zusammengebrachten Vermögens ist das Gericht des Ortes zuständig, an welchem
bisher die Verwaltung geführt wurde.

§. 43.

Die Zuständigkeit für eine Verrichtung des Vormundschaftsgerichts, die nicht eine
Vormundschaft oder eine Pflegschaft betrifft, bestimmt sich, soweit sich nicht aus dem Gesetz
ein Anderes ergiebt, nach den Vorschriften des §. 36 Abs. 1, 2; maßgebend ist für jede einzelne
Angelegenheit der Zeitpunkt, in welchem das Gericht mit ihr befaßt wird.
Ist für die Person, in Ansehung deren die Verrichtung des Vormundschaftsgerichts
erforderlich wird, eine Vormundschaft oder eine Pflegschaft anhängig oder ist der Mutter,
unter deren elterlicher Gewalt sie steht, ein Beistand bestellt, so ist das Gericht zuständig, bei
welchem die Vormundschaft, Pflegschaft oder Beistandschaft anhängig ist.
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§. 44.

Für die in den §§. 1665, 1846 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und im Artikel 23 Abs. 2 des
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche bezeichneten Maßregeln ist auch das
Gericht zuständig, in dessen Bezirke das Bedürfniß der Fürsorge hervortritt. Das Gericht soll,
wenn eine Vormundschaft, Pflegschaft oder Beistandschaft anhängig ist, von den
angeordneten Maßregeln dem nach §. 43 Abs. 2 zuständigen Gerichte Mittheilung machen.

§. 45.

Wird in einer Angelegenheit, welche die persönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten zu
einander oder das eheliche Güterrecht betrifft, eine Verrichtung des Vormundschaftsgerichts
erforderlich, so ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der Mann seinen Wohnsitz oder in
Ermangelung eines inländischen Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat.
Ist der Mann ein Deutscher und hat er im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so finden
die Vorschriften des §. 36 Abs. 2 entsprechende Anwendung.
Hat der Mann die Reichsangehörigkeit verloren, die Frau sie aber behalten, so ist, wenn der
Mann im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt hat, das Gericht zuständig, in dessen
Bezirke die Frau ihren Wohnsitz oder in Ermangelung eines inländischen Wohnsitzes ihren
Aufenthalt hat; hat sie im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so finden die Vorschriften
des §. 36 Abs. 2 entsprechende Anwendung.
Für die Zuständigkeit ist in Ansehung jeder einzelnen Angelegenheit der Zeitpunkt
maßgebend, in welchem das Gericht mit ihr befaßt wird.

§. 46.

Das Vormundschaftsgericht kann die Vormundschaft aus wichtigen Gründen an ein anderes
Vormundschaftsgericht abgeben, wenn sich dieses zur Uebernahme der Vormundschaft bereit
erklärt; nach der Bestellung des Vormundes ist jedoch dessen Zustimmung erforderlich.
Einigen sich die Gerichte nicht oder verweigert der Vormund oder, wenn mehrere Vormünder
die Vormundschaft gemeinschaftlich führen, einer von ihnen seine Zustimmung, so entscheidet
das gemeinschaftliche obere Gericht. Eine Anfechtung der Entscheidung findet nicht statt.
Diese Vorschriften finden auf die Pflegschaft und die im §. 43 bezeichneten Angelegenheiten
entsprechende Anwendung.

§. 47.

Ist über einen Deutschen, der im Auslande seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat, die nach den
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs erforderliche Vormundschaft im Ausland
angeordnet, so kann die Anordnung der Vormundschaft im Inland unterbleiben, wenn dies im
Interesse des Mündels liegt.
Hat ein Deutscher, über den im Inland eine Vormundschaft angeordnet ist, im Auslande seinen
Wohnsitz oder Aufenthalt, so kann das Gericht, bei welchem die Vormundschaft anhängig ist,
sie an den ausländischen Staat abgeben, wenn dies im Interesse des Mündels liegt, der
Vormund seine Zustimmung ertheilt und der ausländische Staat sich zur Uebernahme bereit
erklärt. Verweigert der Vormund oder, wenn mehrere Vormünder die Vormundschaft
gemeinschaftlich führen, einer von ihnen seine Zustimmung, so entscheidet an Stelle des
Gerichts, bei welchem die Vormundschaft anhängig ist, das im Instanzenzuge vorgeordnete
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Gericht. Eine Anfechtung der Entscheidung findet nicht statt.
Diese Vorschriften gelten auch für die Pflegschaft.

§. 48.

Wird bei einem Standesbeamten der Tod einer Person, die ein minderjähriges Kind
hinterlassen hat, oder die Geburt eines ehelichen Kindes nach dem Tode des Vaters oder die
Geburt eines unehelichen Kindes oder die Auffindung eines Minderjährigen, dessen
Familienstand nicht zu ermitteln ist, angezeigt oder wird vor einem Standesbeamten von einer
Frau, die ein minderjähriges eheliches Kind hat, eine Ehe geschlossen, so hat der
Standesbeamte hiervon dem Vormundschaftsgericht Anzeige zu machen.

§. 49.

Erlangt der Gemeindewaisenrath von einem Falle Kenntniß, in welchem ein Vormund, ein
Gegenvormund oder ein Pfleger zu bestellen ist, so hat er dem Vormundschaftsgericht Anzeige
zu machen. Zugleich soll er die Person vorschlagen, die sich zum Vormunde, Gegenvormund
oder Pfleger eignet.

§. 50.

Wird die Anordnung einer Vormundschaft oder einer Pflegschaft in Folge eines gerichtlichen
Verfahrens erforderlich, so hat das Gericht das zuständige Vormundschaftsgericht hiervon zu
benachrichtigen.

§. 51.

Eine Verfügung, durch die von dem Vormundschaftsgerichte festgestellt wird, daß der Vater
oder die Mutter auf längere Zeit an der Ausübung der elterlichen Gewalt thatsächlich
verhindert ist, tritt mit der Bestellung des Vormundes in Wirksamkeit; hat jedoch während der
Verhinderung des Vaters die Mutter die elterliche Gewalt auszuüben, so wird die Verfügung
mit der Bekanntmachung an die Mutter wirksam.
Eine Verfügung, durch die von dem Vormundschaftsgerichte festgestellt wird, daß der Grund
für das Ruhen der elterlichen Gewalt des Vaters oder der Mutter nicht mehr besteht, wird mit
der Bekanntmachung an den Vater oder an die Mutter wirksam.

§. 52.

Eine Verfügung, durch die ein Volljähriger unter vorläufige Vormundschaft gestellt wird, tritt,
wenn die Entmündigung wegen Geisteskrankheit beantragt ist, mit der Bestellung des
Vormundes, wenn die Entmündigung wegen Geistesschwäche, wegen Verschwendung oder
wegen Trunksucht beantragt ist, mit der Bekanntmachung an den zu Entmündigenden, eine
Verfügung, durch die eine vorläufige Vormundschaft aufgehoben wird, tritt mit der
Bekanntmachung an den Mündel in Wirksamkeit.



§. 53.

Eine Verfügung, durch die auf Antrag die Ermächtigung oder die Zustimmung eines Anderen
zu einem Rechtsgeschäft ersetzt oder dem Manne die im §. 1358 Abs. 1 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs vorgesehene Ermächtigung zur Kündigung ertheilt oder durch welche die
Beschränkung oder die Ausschließung der nach §. 1357 des Bürgerlichen Gesetzbuchs der
Frau zustehenden Rechte aufgehoben wird, tritt erst mit der Rechtskraft in Wirksamkeit. Das
Gleiche gilt von einer Verfügung, durch die auf Antrag des Kindes die Zustimmung der Mutter
zur Ehelichkeitserklärung ihres Kindes ersetzt wird.
Bei Gefahr im Verzuge kann das Gericht die sofortige Wirksamkeit der Verfügung anordnen.
Die Verfügung tritt mit der Bekanntmachung an den Antragsteller in Wirksamkeit.

§. 54.

Liegen nach dem Ermessen des Vormundschaftsgerichts die Voraussetzungen vor, unter
denen der Vormund, der Pfleger oder der Beistand zur Sicherheitsleistung angehalten werden
kann, so ist das Gericht befugt, das Grundbuchamt um die Eintragung einer
Sicherungshypothek an Grundstücken des Vormundes, des Pflegers oder des Beistandes zu
ersuchen. Der Vormund, der Pfleger oder der Beistand soll soweit thunlich vorher gehört
werden. Die Hypothek entsteht mit der Eintragung.
Diese Vorschriften finden auf die Eintragung eines Pfandrechts an einem im Schiffsregister
eingetragenen Schiffe entsprechende Anwendung.

§. 55.

Eine Verfügung, durch welche die Genehmigung zu einem Rechtsgeschäft ertheilt oder
verweigert wird, kann von dem Vonnundschaftsgericht insoweit nicht mehr geändert werden,
als die Genehmigung oder deren Verweigerung einem Dritten gegenüber wirksam geworden
ist.
Eine Verfügung, durch welche die Zustimmung zu einer Ehelichkeitserklärung ersetzt wird,
kann nicht mehr geändert werden, wenn die Ehelichkeitserklärung erfolgt ist.

§. 56.

Die Volljährigkeitserklärung soll nur auf Antrag des Minderjährigen oder desjenigen
gesetzlichen Vertreters des Minderjährigen erfolgen, welchem die Sorge für die Person
zusteht.
Die Verfügung, durch welche der Minderjährige für volljährig erklärt wird, tritt erst mit der
Rechtskraft in Wirksamkeit.

§. 57.

Die Beschwerde steht, unbeschadet der Vorschriften des §. 20, zu:

1. gegen eine Verfügung, durch welche die Anordnung einer Vormundschaft abgelehnt oder
eine Vormundschaft aufgehoben wird, Jedem, der ein rechtliches Interesse an der Aenderung
der Verfügung hat, sowie dem Ehegatten, den Verwandten und Verschwägerten des Mündels,
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es sei denn, daß die Verfügung eine vorläufige Vormundschaft betrifft;
2. gegen eine Verfügung, durch welche die Anordnung einer vorläufigen Vormundschaft
abgelehnt oder eine solche Vormundschaft aufgehoben wird, denjenigen, welche den Antrag
auf Entmündigung zu stellen berechtigt sind;
3. gegen eine Verfügung, durch welche die Anordnung einer Pflegschaft abgelehnt oder eine
Pflegschaft aufgehoben wird, Jedem, der ein rechtliches Interesse an der Aenderung der
Verfügung hat, in den Fällen der §§. 1909, 1910 des Bürgerlichen Gesetzbuchs auch dem
Ehegatten sowie den Verwandten und Verschwägerten des Pflegebefohlenen; diese Vorschrift
gilt jedoch im Falle des §. 1910 nur dann, wenn eine Verständigung mit dem Pflegebefohlenen
nicht möglich ist;
4. gegen eine Verfügung, durch welche die Einsetzung eines Familienraths abgelehnt oder der
Familienrath aufgehoben wird, dem Ehegatten sowie den Verwandten und Verschwägerten
des Mündels;
5. gegen eine Verfügung, durch die in den Fällen des §. 1687 Nr. 1, 3 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs die Bestellung eines Beistandes der Mutter abgelehnt oder die Bestellung
aufgehoben wird, dem Ehegatten sowie den Verwandten und Verschwägerten des Kindes;
6. gegen eine Verfügung, durch die ein Antrag des Gegenvormundes oder des Beistandes
zurückgewiesen wird, gegen den gesetzlichen Vertreter wegen pflichtwidrigen Verhaltens
einzuschreiten oder den Vormund oder den Pfleger aus einem der im §. 1886 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs bezeichneten Gründe zu entlassen, dem Antragsteller;
7. gegen eine Verfügung, durch die dem Vormund oder dem Pfleger eine Vergütung bewilligt
wird, dem Gegenvormunde;
8. gegen eine Verfügung, durch welche die Anordnung einer der in den §§. 1665 bis 1667 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs vorgesehenen Maßregeln abgelehnt oder eine solche Maßregel
aufgehoben wird, den Verwandten und Verschwägerten des Kindes;
9. gegen eine Verfügung, die eine Entscheidung über eine die Sorge für die Person des Kindes
oder des Mündels betreffende Angelegenheit enthält, Jedem, der ein berechtigtes Interesse
hat, diese Angelegenheit wahrzunehmen.

Die Vorschrift des Abs. 1 Nr. 9 findet auf die sofortige Beschwerde keine Anwendung.

§. 58.

Führen mehrere Vormünder oder Pfleger die Vormundschaft oder die Pflegschaft
gemeinschaftlich, so kann jeder von ihnen für den Mündel das Beschwerderecht selbständig
ausüben.
Diese Vorschrift findet in den Fällen der §§. 1629, 1798 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
entsprechende Anwendung.

§. 59.

Ein unter elterlicher Gewalt stehendes Kind oder ein unter Vormundschaft stehender Mündel
kann in allen seine Person betreffenden Angelegenheiten ohne Mitwirkung seines gesetzlichen
Vertreters das Beschwerderecht ausüben. Das Gleiche gilt in Angelegenheiten, in denen der
Mündel vor einer Entscheidung des Vormundschaftsgerichts gehört werden soll.
Diese Vorschriften finden auf Personen, die geschäftsunfähig sind oder nicht das vierzehnte
Lebensjahr vollendet haben, keine Anwendung.
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§. 60.

Die sofortige Beschwerde findet statt:

1. gegen eine Verfügung, durch die ein als Vormund, Pfleger, Gegenvormund, Beistand oder
Mitglied des Familienraths Berufener übergangen wird;
2. gegen eine Verfügung, durch welche die Weigerung, eine Vormundschaft, Pflegschaft,
Gegenvormundschaft oder Beistandschaft zu übernehmen, zurückgewiesen wird;
3. gegen eine Verfügung, durch die ein Vormund, Pfleger, Gegenvormund oder Beistand gegen
seinen Willen entlassen wird;
4. gegen eine Verfügung, durch die der Familienrath aufgehoben oder ein Mitglied des
Familienraths gegen seinen Willen entlassen wird;
5. gegen eine Verfügung, durch die ein Volljähriger unter vorläufige Vormundschaft gestellt
wird;
6. gegen Verfügungen, die erst mit der Rechtskraft wirksam werden.

Die Frist beginnt in den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 mit dem Zeitpunkt, in welchem der
Beschwerdeführer von seiner Uebergehung Kenntniß erlangt, im Falle der Aufhebung des
Familienraths mit dem Zeitpunkt, in welchem das Vormundschaftsgericht die bisherigen
Mitglieder von der Aufhebung in Kenntniß setzt.

§. 61.

Wird eine Verfügung, durch die ein Volljähriger unter vorläufige Vormundschaft gestellt ist,
von dem Beschwerdegericht aufgehoben, so kann die Wirksamkeit der von oder gegenüber
dem Volljährigen vorgenommenen Rechtsgeschäfte nicht auf Grund der aufgehobenen
Verfügung in Frage gestellt werden.

§. 62.

Soweit eine Verfügung nach §. 55 von dem Vormundschaftsgerichte nicht mehr geändert
werden kann, ist auch das Beschwerdegericht nicht berechtigt, sie zu ändern.

§. 63.

Auf die weitere Beschwerde finden die Vorschriften der §§. 57 bis 62 entsprechende
Anwendung.

§. 64.

Gegen eine Verfügung, durch die über die Entlassung eines Mitglieds des Familienraths von
dem Gerichte, welches dem Vormundschaftsgericht im Instanzenzuge vorgeordnet ist,
entschieden wird, findet die Beschwerde an das Oberlandesgericht statt. Die weitere
Beschwerde ist ausgeschlossen.



Dritter Abschnitt. Annahme an Kindesstatt.

§. 65.

Die Bestätigung des Vertrags, durch welchen Jemand an Kindesstatt angenommen oder das
durch die Annahme an Kindesstatt begründete Rechtsverhältniß wieder aufgehoben wird,
gehört zur Zuständigkeit der Amtsgerichte.

§. 66.

Für die Bestätigung ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der Annehmende zu der Zeit,
zu welcher der Antrag auf Bestätigung eingereicht oder nach Maßgabe des §. 1753 Abs. 2 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs das Gericht oder der Notar mit der Einreichung betraut wird,
seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines inländischen Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat.
Ist der Annehmende ein Deutscher und hat er im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so
ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der Annehmende seinen letzten inländischen
Wohnsitz hatte. In Ermangelung eines solchen Wohnsitzes wird das zuständige Gericht, falls
der Annehmende einem Bundesstaat angehört, von der Landesjustizverwaltung, anderenfalls
von dem Reichskanzler bestimmt.

§. 67.

Der Beschluß, durch den die Bestätigung ertheilt wird, tritt mit der Bekanntmachung an den
Annehmenden in Wirksamkeit.
Ist die Bestätigung noch nach dem Tode des Annehmenden zulässig, so tritt der Beschluß,
unbeschadet der Vorschriften des §. 1753 Abs. 3 und des §. 1770 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs, mit der Bekanntmachung an das Kind in Wirksamkeit; wird nach dem Tode des
Kindes das zwischen den übrigen Betheiligten bestehende Rechtsverhältniß durch Vertrag
aufgehoben, so tritt der Beschluß, durch welchen die Aufhebung nach dem Tode des
Annehmenden bestätigt wird, mit der Bekanntmachung an die übrigen Betheiligten in
Wirksamkeit.
Das Gericht ist zu einer Aenderung des Beschlusses nicht befugt.

§. 68.

Gegen den Beschluß, durch welchen die Bestätigung ertheilt wird, findet kein Rechtsmittel
statt.
Gegen den Beschluß, durch welchen die Bestätigung versagt wird, findet die sofortige
Beschwerde statt. Die Beschwerde steht jedem der Vertragschließenden zu, auch wenn der
Antrag auf Bestätigung von ihm nicht gestellt war. Die Vorschriften des §. 22 Abs. 2, des §. 24
Abs. 3 und des §. 26 Satz 2 finden keine Anwendung.

Vierter Abschnitt. Personenstand.

§. 69.

Für die nach dem Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung
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vom 6. Februar 1875 (Reichs-Gesetzbl. S. 23) dem Gericht erster Instanz obliegenden
Verrichtungen sind die Amtsgerichte zuständig.

§. 70.

Gegen eine Verfügung, durch die angeordnet wird, daß eine Eintragung in dem
Standesregister zu berichtigen ist, findet die sofortige Beschwerde statt. Die Verfügung tritt
erst mit der Rechtskraft in Wirksamkeit.

§. 71.

Sind Vorgänge, die auf Antrag eines Betheiligten in dem Standesregister am Rande einer
Eintragung zu vermerken sind, von einem Notar beurkundet, so gilt dieser als ermächtigt, im
Namen des Betheiligten, dessen Erklärung beurkundet ist, die Eintragung des Vermerkes in
das Standesregister zu beantragen.

Fünfter Abschnitt. Nachlaß- und Theilungssachen.

§. 72.

Für die dem Nachlaßgericht obliegenden Verrichtungen sind die Amtsgerichte zuständig.

§. 73.

Die örtliche Zuständigkeit bestimmt sich nach dem Wohnsitze, den der Erblasser zur Zeit des
Erbfalls hatte; in Ermangelung eines inländischen Wohnsitzes ist das Gericht zuständig, in
dessen Bezirke der Erblasser zur Zeit des Erbfalls seinen Aufenthalt hatte.
Ist der Erblasser ein Deutscher und hatte er zur Zeit des Erbfalls im Inlande weder Wohnsitz
noch Aufenthalt, so ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirke der Erblasser seinen letzten
inländischen Wohnsitz hatte. In Ermangelung eines solchen Wohnsitzes wird das zuständige
Amtsgericht, falls der Erblasser zur Zeit des Erbfalls einem Bundesstaat angehörte, von der
Landesjustizverwaltung, anderenfalls von dem Reichskanzler bestimmt.
Ist der Erblasser ein Ausländer und hatte er zur Zeit des Erbfalls im Inlande weder Wohnsitz
noch Aufenthalt, so ist jedes Gericht, in dessen Bezirke sich Nachlaßgegenstände befinden, in
Ansehung aller im Inlande befindlichen Nachlaßgegenstände zuständig. Die Vorschriften des §.
2369 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden Anwendung.

§. 74.

Für die Sicherung des Nachlasses ist jedes Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirke das
Bedürfniß der Fürsorge hervortritt. Das Gericht soll von den angeordneten Maßregeln dem
nach §. 73 zuständigen Nachlaßgerichte Mittheilung machen.

§. 75.

Auf die Nachlaßpflegschaft finden die für Vormundschaftssachen geltenden Vorschriften
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dieses Gesetzes Anwendung. Unberührt bleiben die Vorschriften über die Zuständigkeit des
Nachlaßgerichts; das Nachlaßgericht kann jedoch die Pflegschaft nach Maßgabe des §. 46 an
ein anderes Nachlaßgericht abgeben.

§. 76.

Gegen eine Verfügung, durch die dem Antrage des Erben, die Nachlaßverwaltung anzuordnen,
stattgegeben wird, ist die Beschwerde unzulässig.
Gegen eine Verfügung, durch die dem Antrag eines Nachlaßgläubigers, die
Nachlaßverwaltung anzuordnen, stattgegeben wird, findet die sofortige Beschwerde statt. Die
Beschwerde steht nur dem Erben, bei Miterben jedem Erben, sowie dem
Testamentsvollstrecker zu, welcher zur Verwaltung des Nachlasses berechtigt ist.

§. 77.

Gegen eine Verfügung, durch die dem Erben eine Inventarfrist bestimmt wird, findet die
sofortige Beschwerde statt.
Das Gleiche gilt von einer Verfügung, durch die über die Bestimmung einer neuen
Inventarfrist oder über den Antrag des Erben, die Inventarfrist zu verlängern, entschieden
wird.
In den Fällen der Abs. 1, 2 beginnt die Frist zur Einlegung der Beschwerde für jeden
Nachlaßgläubiger mit dem Zeitpunkt, in welchem die Verfügung demjenigen
Nachtaßgläubiger bekannt gemacht wird, welcher den Antrag auf die Bestimmung der
Inventarfrist gestellt hat.

§. 78.

Hat das Nachlaßgericht nach §. 1964 des Bürgerlichen Gesetzbuchs festgestellt, daß ein
anderer Erbe als der Fiskus nicht vorhanden ist, so steht die Einsicht der dieser Feststellung
vorausgegangenen Ermittelungen Jedem zu, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht.
Das Gleiche gilt von der Einsicht einer Verfügung, welche die Bestimmung einer Inventarfrist
oder die Ernennung oder die Entlassung eines Testamentsvollstreckers betrifft, eines
Protokolls über die Leistung des im §. 79 bezeichneten Eides sowie von der Einsicht eines
Erbscheins und eines der in den §§. 1507, 2368 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und den §§. 37,
38 der Grundbuchordnung vorgesehenen gerichtlichen Zeugnisse.
Von den Schriftstücken, deren Einsicht gestattet ist, kann eine Abschrift gefordert werden; die
Abschrift ist auf Verlangen zu beglaubigen.

§. 79.

Verlangt ein Nachlaßgläubiger von dem Erben die Leistung des im §. 2006 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs vorgesehenen Offenbarungseids, so kann die Bestimmung des Termins zur
Leistung des Eides sowohl von dem Nachlaßgläubiger als von dem Erben beantragt werden.
Zu dem Termine sind beide Theile zu laden. Die Anwesenheit des Gläubigers ist nicht
erforderlich.
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§. 80.

Gegen eine Verfügung, durch die nach den §§. 2151, 2153 bis 2155, 2192, 2193 und dem §.
2198 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs dem Beschwerten oder einem Dritten eine Frist zur
Erklärung bestimmt wird, findet die sofortige Beschwerde statt.

§. 81.

Gegen eine Verfügung, durch die von dem Nachlaßgericht ein Testamentsvollstrecker ernannt
oder einem zum Testamentsvollstrecker Ernannten eine Frist zur Erklärung über die Annahme
des Amtes bestimmt wird, findet die sofortige Beschwerde statt.
Das Gleiche gilt von einer Verfügung, durch die ein Testamentsvollstrecker gegen seinen
Willen entlassen wird.

§. 82.

Führen mehrere Testamentsvollstrecker das Amt gemeinschaftlich, so steht gegen eine
Verfügung, durch die das Nachlaßgericht Anordnungen des Erblassers für die Verwaltung des
Nachlasses außer Kraft setzt oder bei einer Meinungsverschiedenheit zwischen den
Testamentsvollstreckern entscheidet, jedem Testamentsvollstrecker die Beschwerde
selbständig zu.
Auf eine Verfügung, durch die bei einer Meinungsverschiedenheit zwischen den
Testamentsvollstreckern über die Vornahme eines Rechtsgeschäfts das Nachlaßgericht
entscheidet, finden die Vorschriften des §. 53 und des §. 60 Abs. 1 Nr. 6 entsprechende
Anwendung.

§. 83.

Das Nachlaßgericht kann im Falle des §. 2259 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs den
Besitzer des Testaments durch Ordnungsstrafen zur Ablieferung des Testaments anhalten.
Besteht Grund zu der Annahme, daß Jemand ein Testament im Besitze hat, zu dessen
Ablieferung er nach §. 2259 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verpflichtet ist, so kann er
von dem Nachlaßgerichte zur Leistung des Offenbarungseids angehalten werden; die
Vorschriften des §. 769 Abs. 2, 3, des §. 781 Abs. 1 und der §§. 782, 783, 785 bis 791, 793, 794
der Civilprozeßordnung finden entsprechende Anwendung.

§. 84.

Gegen einen Beschluß, durch den ein Erbschein für kraftlos erklärt wird, findet die
Beschwerde nicht statt. Das Gleiche gilt von einem Beschlusse, durch den eines der in den §§.
1507, 2368 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und den §§. 37, 38 der Grundbuchordnung
vorgesehenen gerichtlichen Zeugnisse für kraftlos erklärt wird.

§. 85.

Wer ein rechtliches Interesse glaubhaft macht, kann verlangen, daß ihm von dem Gericht eine
Ausfertigung des Erbscheins ertheilt werde. Das Gleiche gilt in Ansehung der im §. 84 Satz 2
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bezeichneten Zeugnisse sowie in Ansehung der gerichtlichen Verfügungen, die sich auf die
Ernennung oder die Entlassung eines Testamentsvollstreckers beziehen.

§. 86.

Hinterläßt ein Erblasser mehrere Erben, so hat das Nachlaßgericht auf Antrag die
Auseinandersetzung in Ansehung des Nachlasses zwischen den Betheiligten zu vermitteln,
sofern nicht ein zur Bewirkung der Auseinandersetzung berechtigter Testamentsvollstrecker
vorhanden ist.
Antragsberechtigt ist jeder Miterbe, der Erwerber eines Erbtheils sowie derjenige, welchem
ein Pfandrecht oder ein Nießbrauch an einem Erbtheile zusteht.

§. 87.

In dem Antrage sollen die Betheiligten und die Theilungsmasse bezeichnet werden.
Hält das Gericht vor der Verhandlung mit den Betheiligten eine weitere Aufklärung für
angemessen, so hat es den Antragsteller zur Ergänzung des Antrags, insbesondere zur Angabe
der den einzelnen Betheiligten in Ansehung des Nachlasses zustehenden Ansprüche, zu
veranlassen. Es kann dem Antragsteller auch die Beschaffung der Unterlagen aufgeben.

§. 88.

Einem abwesenden Betheiligten kann, wenn die Voraussetzungen der Abwesenheitspflegschaft
vorliegen und eine Pflegschaft über ihn nicht bereits anhängig ist, für das
Auseinandersetzungsverfahren von dem Nachlaßgericht ein Pfleger bestellt werden. Für die
Pflegschaft tritt an die Stelle des Vormundschaftsgerichts das Nachlaßgericht.

§. 89.

Das Gericht hat den Antragsteller und die übrigen Betheiligten, diese unter Mittheilung des
Antrags, zu einem Verhandlungstermine zu laden. Die Ladung durch öffentliche Zustellung ist
unzulässig. Die Ladung soll den Hinweis darauf enthalten, daß ungeachtet des Ausbleibens
eines Betheiligten über die Auseinandersetzung verhandelt werden würde und daß, falls der
Termin vertagt oder ein neuer Termin zur Fortsetzung der Verhandlung anberaumt werden
sollte, die Ladung zu dem neuen Termin unterbleiben könne. Sind Unterlagen für die
Auseinandersetzung vorhanden, so ist in der Ladung zu bemerken, daß die Unterlagen auf der
Gerichtsschreiberei eingesehen werden können.

§. 90.

Die Frist zwischen der Ladung und dem Termine muß mindestens zwei Wochen betragen.
Diese Vorschrift findet auf eine Vertagung sowie auf einen Termin zur Fortsetzung der
Verhandlung keine Anwendung. In diesen Fällen kann die Ladung der zu dem früheren
Termine geladenen Betheiligten durch die Verkündung des neuen Termins ersetzt werden.



§. 91.

Treffen die erschienenen Betheiligten vor der Auseinandersetzung eine Vereinbarung über
vorbereitende Maßregeln, insbesondere über die Art der Theilung, so hat das Gericht die
Vereinbarung zu beurkunden. Das Gleiche gilt, wenn nur ein Betheiligter erschienen ist, in
Ansehung der von diesem gemachten Vorschläge.
Sind die Betheiligten sämmtlich erschienen, so hat das Gericht die von ihnen getroffene
Vereinbarung zu bestätigen. Dasselbe gilt, wenn die nicht erschienenen Betheiligten ihre
Zustimmung zu gerichtlichem Protokoll oder in einer öffentlich beglaubigten Urkunde
ertheilen.
Ist ein Betheiligter nicht erschienen, so hat das Gericht, sofern er nicht nach Abs. 2 Satz 2
zugestimmt hat, ihm den Inhalt der Urkunde, soweit dieser ihn betrifft, bekannt zu machen
und ihn gleichzeitig zu benachrichtigen, daß er die Urkunde auf der Gerichtsschreiberei
einsehen und eine Abschrift der Urkunde fordern könne. Die Bekanntmachung muß den
Hinweis darauf enthalten, daß, wenn der Betheiligte nicht innerhalb einer von dem Gerichte
zu bestimmenden Frist die Anberaumung eines neuen Termins beantrage oder wenn er in dem
neuen Termine nicht erscheine, sein Einverständniß mit dem Inhalte der Urkunde
angenommen werden würde. Beantragt der Betheiligte rechtzeitig die Anberaumung eines
neuen Termins und erscheint er in diesem Termine, so ist die Verhandlung fortzusetzen.
Anderenfalls hat das Gericht die Vereinbarung zu bestätigen.

§. 92.

War im Falle des §. 91 der Betheiligte ohne sein Verschulden verhindert, die Anberaumung
eines neuen Termins rechtzeitig zu beantragen oder in dem neuen Termine zu erscheinen, so
ist ihm auf Antrag von dem Gerichte die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ertheilen,
wenn er binnen zwei Wochen nach der Beseitigung des Hindernisses die Anberaumung eines
neuen Termins beantragt und die Thatsachen, welche die Wiedereinsetzung begründen,
glaubhaft macht. Eine Versäumung, die in dem Verschulden eines Vertreters ihren Grund hat,
wird als eine unverschuldete nicht angesehen. Nach dem Ablauf eines Jahres, von dem Ende
der versäumten Frist an gerechnet, kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt werden.

§. 93.

Sobald nach Lage der Sache die Auseinandersetzung stattfinden kann, hat das Gericht einen
Auseinandersetzungsplan anzufertigen. Sind die erschienenen Betheiligten mit dem Inhalte
des Planes einverstanden, so hat das Gericht die Auseinandersetzung zu beurkunden. Sind die
Betheiligten sämmtlich erschienen, so hat das Gericht die Auseinandersetzung zu bestätigen;
dasselbe gilt, wenn die nicht erschienenen Betheiligten ihre Zustimmung zu gerichtlichem
Protokoll oder in einer öffentlich beglaubigten Urkunde ertheilen.
Ist ein Betheiligter nicht erschienen, so hat das Gericht nach §. 91 Abs. 3 zu verfahren. Die
Vorschriften des §. 92 finden entsprechende Anwendung.

§. 94.

Ist vereinbart, daß eine Vertheilung durch das Loos geschehen soll, so wird das Loos, sofern
nicht ein Anderes bestimmt ist, für die nicht erschienenen Betheiligten von einem durch das
Gericht zu bestellenden Vertreter gezogen.



§. 95.

Ergeben sich bei den Verhandlungen Streitpunkte, so ist ein Protokoll darüber aufzunehmen
und das Verfahren bis zur Erledigung der Streitpunkte auszusetzen. Soweit bezüglich der
unstreitigen Punkte die Aufnahme einer Urkunde ausführbar ist, hat das Gericht nach den §§.
91, 93 zu verfahren.

§. 96.

Gegen den Beschluß, durch welchen eine vorgängige Vereinbarung oder eine
Auseinandersetzung bestätigt, sowie gegen den Beschluß, durch welchen über den Antrag auf
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand entschieden wird, findet die sofortige Beschwerde
statt. Die Beschwerde gegen den Bestätigungsbeschluß kann nur darauf gegründet werden,
daß die Vorschriften über das Verfahren nicht beobachtet seien.

§. 97.

Eine vorgängige Vereinbarung sowie eine Auseinandersetzung ist nach dem Eintritte der
Rechtskraft des Bestätigungsbeschlusses für alle Betheiligten in gleicher Weise verbindlich
wie eine vertragsmäßige Vereinbarung oder Auseinandersetzung.
Bedarf ein Betheiligter zur Vereinbarung oder zur Auseinandersetzung der Genehmigung des
Vormundschaftsgerichts, so ist, wenn er im Inlande keinen Vormund, Pfleger oder Beistand
hat, für die Ertheilung oder die Verweigerung der Genehmigung an Stelle des
Vormundschaftsgerichts das Nachlaßgericht zuständig.

§. 98.

Aus einer vorgängigen Vereinbarung sowie aus einer Auseinandersetzung findet nach dem
Eintritte der Rechtskraft des Bestätigungsbeschlusses die Zwangsvollstreckung statt. Die
Vorschriften der §§. 703, 705 der Civilprozeßordnung finden Anwendung.

§. 99.

Nach der Beendigung einer ehelichen Gütergemeinschaft oder einer fortgesetzten
Gütergemeinschaft finden auf die Auseinandersetzung in Ansehung des Gesammtguts die
Vorschriften der §§. 86 bis 98 entsprechende Anwendung.
Für die Auseinandersetzung ist, falls ein Antheil an dem Gesammtgute zu einem Nachlasse
gehört, das Amtsgericht zuständig, welches für die Auseinandersetzung in Ansehung des
Nachlasses zuständig ist. Im Uebrigen ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirke der
Ehemann oder bei fortgesetzter Gütergemeinschaft der überlebende Ehegatte zur Zeit der
Beendigung der Gütergemeinschaft seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines inländischen
Wohnsitzes seinen Aufenthalt hatte. Hatte der Ehemann oder der Ehegatte zu der
bezeichneten Zeit im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt, so finden die Vorschriften des
§. 73 Abs. 2 entsprechende Anwendung.
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Sechster Abschnitt. Schiffspfandrecht.

§. 100.

In Ansehung eines Pfandrechts an einem im Schiffsregister eingetragenen Schiffe soll, soweit
nicht das Gesetz ein Anderes vorschreibt, eine Eintragung nur auf Antrag erfolgen. Der
Zeitpunkt, in welchem der Antrag bei der Registerbehörde eingeht, soll auf dem Antrage
genau vermerkt werden.
Antragsberechtigt ist Jeder, dessen Recht von der Eintragung betroffen wird oder zu dessen
Gunsten die Eintragung erfolgen soll. Die Vorschriften der §§. 14 bis 18 der
Grundbuchordnung finden entsprechende Anwendung.

§. 101.

Eine Eintragung erfolgt, wenn derjenige sie bewilligt, dessen Recht von ihr betroffen wird.

§. 102.

Zur Berichtigung des Schiffsregisters bedarf es der Bewilligung desjenigen, dessen Recht von
der Berichtigung betroffen wird, nicht, wenn die Unrichtigkeit nachgewiesen wird. Dies gilt
insbesondere für die Eintragung oder Löschung einer Verfügungsbeschränkung.

§. 103.

Ist eine Vormerkung oder ein Widerspruch auf Grund einer einstweiligen Verfügung
eingetragen, so bedarf es zur Löschung nicht der Bewilligung des Berechtigten, wenn die
einstweilige Verfügung durch eine vollstreckbare Entscheidung aufgehoben ist. Diese
Vorschrift findet entsprechende Anwendung, wenn auf Grund eines vorläufig vollstreckbaren
Urtheils nach den Vorschriften der Civilprozeßordnung eine Vormerkung oder ein
Widerspruch eingetragen ist.

§. 104.

Soll die Uebertragung einer Forderung, für die ein Pfandrecht am Schiffe eingetragen ist oder
für die ein solches Pfandrecht als Pfand haftet, eingetragen werden, so genügt es, wenn an
Stelle der Eintragungsbewilligung die Abtretungserklärung des bisherigen Gläubigers
vorgelegt wird.
Diese Vorschrift findet entsprechende Anwendung, wenn eine Belastung der Forderung
eingetragen werden soll.

§. 105.

Ein Pfandrecht am Schiffe darf nur mit Zustimmung des eingetragenen Eigenthümers, ein das
Pfandrecht belastendes Recht nur mit Zustimmung des eingetragenen Pfandgläubigers
gelöscht werden. Für eine Löschung, die zur Berichtigung des Schiffsregisters erfolgen soll, ist
die Zustimmung nicht erforderlich, wenn die Unrichtigkeit des Registers nachgewiesen wird.



§. 106.

In der Eintragungsbewilligung oder, wenn eine solche nicht erforderlich ist, in dem
Eintragungsantrage sind der Name und die Ordnungsnummer, unter welcher das Schiff im
Schiffsregister eingetragen ist, sowie die einzutragenden Geldbeträge in Reichswährung
anzugeben.

§. 107.

Eine Eintragung soll nur erfolgen, wenn die Eintragungsbewilligung oder die sonstigen zu der
Eintragung erforderlichen Erklärungen vor der Registerbehörde zu Protokoll gegeben oder
durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewiesen werden.
Andere Voraussetzungen der Eintragung bedürfen, soweit sie nicht bei der Registerbehörde
offenkundig sind, des Nachweises durch öffentliche Urkunden. Die Vorschriften der §§. 33 bis
38 der Grundbuchordnung finden entsprechende Anwendung.

§. 108.

Für den Eintragungsantrag sowie für die Vollmacht zur Stellung eines solchen gelten die
Vorschriften des §. 107 Abs. 1 nur, wenn durch den Antrag zugleich eine zu der Eintragung
erforderliche Erklärung ersetzt werden soll.

§. 109.

Erklärungen, durch die ein Eintragungsantrag zurückgenommen oder eine zur Stellung des
Eintragungsantrags ertheilte Vollmacht widerrufen wird, bedürfen der im §. 107 Abs. 1
vorgeschriebenen Form.

§. 110.

In den Fällen, in denen nach gesetzlicher Vorschrift eine Behörde befugt ist, die
Registerbehörde um eine Eintragung zu ersuchen, erfolgt die Eintragung auf Grund des
Ersuchens der Behörde.

§. 111.

Eine Eintragung soll nur erfolgen, wenn derjenige, dessen Recht durch sie betroffen wird, als
der Berechtigte eingetragen ist.
Ist derjenige, dessen Recht durch eine Eintragung betroffen wird, Erbe des eingetragenen
Berechtigten, so findet die Vorschrift des Abs. 1 keine Anwendung, wenn die Uebertragung
oder die Aufhebung des Rechtes eingetragen werden soll oder wenn der Eintragungsantrag
durch die Bewilligung des Erblassers oder eines Nachlaßpflegers oder durch einen gegen den
Erblasser oder den Nachlaßpfleger vollstreckbaren Titel begründet wird. Das Gleiche gilt für
eine Eintragung auf Grund der Bewilligung eines Testamentsvollstreckers oder auf Grund
eines gegen diesen vollstreckbaren Titels, sofern die Bewilligung oder der Titel gegen den
Erben wirksam ist.
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§. 112.

Bei einem Pfandrechte für die Forderung aus einer Schuldverschreibung auf den Inhaber, aus
einem Wechsel oder einem anderen Papiere, das durch Indossament übertragen werden kann,
soll eine Eintragung nur erfolgen, wenn die Urkunde vorgelegt wird.
Diese Vorschrift findet keine Anwendung, wenn eine Eintragung auf Grund der Bewilligung
eines nach den §§. 1189, 1270 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bestellten Vertreters oder auf
Grund einer gegen diesen erlassenen gerichtlichen Entscheidung bewirkt werden soll.

§. 113.

Jede Eintragung soll den Tag, an welchem sie erfolgt ist, angeben und mit der Unterschrift des
zuständigen Beamten versehen werden.

§. 114.

Die Eintragungen erhalten diejenige Reihenfolge, welche der Zeitfolge der Anträge entspricht;
sind die Anträge gleichzeitig gestellt, so ist, wenn unter den Eintragungen ein Rangverhältniß
besteht, im Schiffsregister zu vermerken, daß die Eintragungen gleichen Rang haben.
Diese Vorschriften finden insoweit keine Anwendung, als das Rangverhältniß von den
Antragstellern abweichend bestimmt ist.

§. 115.

Die Löschung eines Rechtes oder einer Verfügungsbeschränkung erfolgt durch Eintragung
eines Löschungsvermerkes.

§. 116.

Werden mehrere Schiffe mit einem Pfandrechte belastet, so ist auf dem Blatte jedes Schiffes
die Mitbelastung der übrigen von Amtswegen erkennbar zu machen. Das Gleiche gilt, wenn
mit einem an einem Schiffe bestehenden Pfandrechte nachträglich noch ein anderes Schiff
belastet wird. Soweit eine Mitbelastung erlischt, ist dies von Amtswegen zu vermerken.

§. 117.

Bei der Eintragung eines Pfandrechts für Theilschuldverschreibungen auf den Inhaber genügt
es, wenn der Gesammtbetrag der Forderungen unter Angabe der Anzahl, des Betrags und der
Bezeichnung der Theile eingetragen wird.

§. 118.

Ist ein Testamentsvollstrecker ernannt, so ist dies bei der Eintragung des Erben des
Gläubigers von Amtswegen miteinzutragen, es sei denn, daß das eingetragene Recht der
Verwaltung des Testamentsvollstreckers nicht unterliegt.
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§. 119.

Ergiebt sich, daß die Registerbehörde unter Verletzung gesetzlicher Vorschriften eine
Eintragung vorgenommen hat, durch die das Schiffsregister unrichtig geworden ist, so ist von
Amtswegen ein Widerspruch einzutragen. Erweist sich eine Eintragung nach ihrem Inhalt als
unzulässig, so ist sie von Amtswegen zu löschen.

§. 120.

Jede Eintragung ist baldthunlichst auf dem Schiffscertifikat oder dem Schiffsbriefe zu
vermerken.
Wird eine Urkunde über die Pfandforderung vorgelegt, so ist die Eintragung auch auf dieser
Urkunde unter kurzer Bezeichnung des Inhalts der Eintragungen, welche dem Pfandrecht im
Range vorgehen oder gleichstehen, zu vermerken. Der Vermerk ist mit Unterschrift und Siegel
zu versehen.

§. 121.

Jede Eintragung soll dem Antragsteller und dem eingetragenen Eigenthümer sowie im
Uebrigen allen aus dem Schiffsregister ersichtlichen Personen bekannt gemacht werden, zu
deren Gunsten die Eintragung erfolgt ist oder deren Recht durch sie betroffen wird. Auf die
Bekanntmachung kann verzichtet werden.

§. 122.

Die Beschwerde gegen eine Eintragung ist unzulässig. Im Wege der Beschwerde kann jedoch
verlangt werden, daß die Registerbehörde angewiesen wird, nach §. 119 einen Widerspruch
einzutragen oder eine Löschung vorzunehmen.

§. 123.

Das Beschwerdegericht kann vor der Entscheidung durch eine einstweilige Anordnung der
Registerbehörde aufgeben, eine Vormerkung oder einen Widerspruch einzutragen.
Die Vormerkung oder der Widerspruch wird von Amtswegen gelöscht, wenn die Beschwerde
zurückgenommen oder zurückgewiesen wird.

§. 124.

Bei der Einlegung der weiteren Beschwerde durch Einreichung einer Beschwerdeschrift
bedarf es der Zuziehung eines Rechtsanwalts nicht, wenn die Beschwerde von dem Notar
eingelegt wird, der die zu der Eintragung erforderliche Erklärung beurkundet oder beglaubigt
und im Namen eines Antragsberechtigten den Eintragungsantrag gestellt hat. Die Vorschrift
des §. 29 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt.



Siebenter Abschnitt. Handelssachen.

§. 125.

Für die Führung des Handelsregisters sind die Amtsgerichte zuständig. Durch Anordnung der
Landesjustizverwaltung kann die Führung des Registers für mehrere Amtsgerichtsbezirke
einem Amtsgericht übertragen werden.

§. 126.

Die Organe des Handelsstandes sind verpflichtet, die Registergerichte behufs der Verhütung
unrichtiger Eintragungen sowie behufs der Berichtigung und Vervollständigung des
Handelsregisters zu unterstützen; sie sind berechtigt, Anträge zu diesem Zwecke bei den
Registergerichten zu stellen und gegen Verfügungen, durch die über solche Anträge
entschieden wird, das Rechtsmittel der Beschwerde zu erheben.
Die näheren Bestimmungen werden von den Landesregierungen getroffen.

§. 127.

Das Registergericht kann, wenn eine von ihm zu erlassende Verfügung von der Beurtheilung
eines streitigen Rechtsverhältnisses abhängig ist, die Verfügung aussetzen, bis über das
Verhältniß im Wege des Rechtsstreits entschieden ist. Es kann, wenn der Rechtsstreit nicht
anhängig ist, einem der Betheiligten eine Frist zur Erhebung der Klage bestimmen.

§. 128.

Die Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregister sowie die zur Aufbewahrung bei dem
Gerichte bestimmten Zeichnungen von Unterschriften können zum Protokolle des
Gerichtsschreibers des Registergerichts erfolgen.

§. 129.

Ist die zu einer Eintragung erforderliche Erklärung von einem Notar beurkundet oder
beglaubigt, so gilt dieser als ermächtigt, im Namen des zur Anmeldung Verpflichteten die
Eintragung zu beantragen. Die Vorschriften des §. 124 finden entsprechende Anwendung.

§. 130.

Jede Eintragung soll den Tag, an welchem sie erfolgt ist, angeben und mit der Unterschrift des
zuständigen Beamten versehen werden.
Jede Eintragung soll demjenigen, welcher sie beantragt hat, bekannt gemacht werden. Auf die
Bekanntmachung kann verzichtet werden.

§. 131.

Die Eintragung einer Zweigniederlassung ist von Amtswegen dem Registergerichte der



Hauptniederlassung mitzutheilen und in dessen Register zu vermerken. Das Gleiche gilt, wenn
die Zweigniederlassung aufgehoben wird.

§. 132.

Sobald das Registergericht von einem sein Einschreiten nach den §§. 14, 319 und dem §. 325
Nr. 9 des Handelsgesetzbuchs rechtfertigenden Sachverhalte glaubhafte Kenntniß erhält, hat
es dem Betheiligten unter Androhung einer Ordnungsstrafe aufzugeben, innerhalb einer
bestimmten Frist seiner gesetzlichen Verpflichtung nachzukommen oder die Unterlassung
mittelst Einspruchs gegen die Verfügung zu rechtfertigen.
Die Beschwerde gegen diese Verfügung ist unzulässig.

§. 133.

Wird innerhalb der bestimmten Frist weder der gesetzlichen Verpflichtung genügt noch
Einspruch erhoben, so ist die angedrohte Strafe festzusetzen und zugleich die frühere
Verfügung unter Androhung einer erneuten Ordnungsstrafe zu wiederholen.
In gleicher Weise ist fortzufahren, bis der gesetzlichen Verpflichtung genügt oder Einspruch
erhoben wird.

§. 134.

Wird rechtzeitig Einspruch erhoben, so hat das Gericht, wenn sich der Einspruch nicht ohne
Weiteres als begründet ergiebt, zur Erörterung der Sache den Betheiligten zu einem Termine
zu laden.
Das Gericht kann, auch wenn der Betheiligte nicht erscheint, nach Lage der Sache
entscheiden.

§. 135.

Wird der Einspruch für begründet erachtet, so ist die erlassene Verfügung aufzuheben.
Anderenfalls hat das Gericht den Einspruch zu verwerfen und die angedrohte Strafe
festzusetzen. Das Gericht kann, wenn die Umstände es rechtfertigen, von der Festsetzung
einer Strafe absehen oder eine geringere als die angedrohte Strafe festsetzen.
Im Falle der Verwerfung des Einspruchs hat das Gericht zugleich eine erneute Verfügung nach
§. 132 zu erlassen. Die in dieser Verfügung bestimmte Frist beginnt mit dem Eintritte der
Rechtskraft der Verwerfung des Einspruchs.

§. 136.

Wird im Falle des §. 133 gegen die wiederholte Verfügung Einspruch erhoben und dieser für
begründet erachtet, so kann das Gericht, wenn die Umstände es rechtfertigen, zugleich die
früher festgesetzte Strafe aufheben oder an deren Stelle eine geringere Strafe festsetzen.

§. 137.

Gegen die Versäumung der Einspruchsfrist ist auf Antrag nach Maßgabe des §. 22 Abs. 2 die
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Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ertheilen.

§. 138.

Bei der Festsetzung der Ordnungsstrafe ist der Betheiligte zugleich in die Kosten des
Verfahrens zu verurtheilen.

§. 139.

Gegen den Beschluß, durch welchen die Ordnungsstrafe festgesetzt oder der Einspruch
verworfen wird, findet die sofortige Beschwerde statt.
Ist die Strafe nach Maßgabe des §. 133 festgesetzt, so kann die Beschwerde nicht darauf
gestützt werden, daß die Verfügung, durch welche die Strafe angedroht worden ist, nicht
gerechtfertigt gewesen sei.

§. 140.

Soll nach §. 37 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs gegen eine Person eingeschritten werden, die
eine ihr nicht zustehende Firma gebraucht, so finden die Vorschriften der §§. 132 bis 139 mit
der Maßgabe Anwendung, daß

1. in der nach §. 132 zu erlassenden Verfügung dem Betheiligten aufgegeben wird, sich des
Gebrauchs der Firma zu enthalten oder binnen bestimmter Frist den Gebrauch der Firma
mittelst Einspruchs gegen die Verfügung zu rechtfertigen;
2. die Ordnungsstrafe festgesetzt wird, falls kein Einspruch erhoben oder der erhobene
Einspruch rechtskräftig verworfen ist und der Betheiligte nach der Bekanntmachung der
Verfügung dieser zuwidergehandelt hat.

§. 141.

Soll nach §. 31 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs das Erlöschen einer Firma von Amtswegen in
das Handelsregister eingetragen werden, so hat das Registergericht den eingetragenen
Inhaber der Firma oder dessen Rechtsnachfolger von der beabsichtigten Löschung zu
benachrichtigen und ihm zugleich eine angemessene Frist zur Geltendmachung eines
Widerspruchs zu bestimmen. Die Frist darf nicht weniger als drei Monate betragen.
Sind die bezeichneten Personen oder deren Aufenthalt nicht bekannt, so erfolgt die
Benachrichtigung und die Bestimmung der Frist durch Einrückung in diejenigen Blätter,
welche für die Bekanntmachungen der Eintragungen in das Handelsregister bestimmt sind. Es
kann angeordnet werden, daß die Bekanntmachung noch in andere Blätter eingerückt wird.
Wird Widerspruch erhoben, so entscheidet über ihn das Gericht. Gegen die den Widerspruch
zurückweisende Verfügung findet die sofortige Beschwerde statt.
Die Löschung darf nur erfolgen, wenn Widerspruch nicht erhoben oder wenn die den
Widerspruch zurückweisende Verfügung rechtskräftig geworden ist.
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§. 142.

Ist eine Eintragung in das Handelsregister bewirkt, obgleich sie wegen Mangels einer
wesentlichen Voraussetzung unzulässig war, so kann das Registergericht sie von Amtswegen
löschen. Die Löschung geschieht durch Eintragung eines Vermerkes.
Das Gericht hat den Betheiligten von der beabsichtigten Löschung zu benachrichtigen und ihm
zugleich eine angemessene Frist zur Geltendmachung eines Widerspruchs zu bestimmen.
Auf das weitere Verfahren finden die Vorschriften des §. 141 Abs. 3, 4 Anwendung.

§. 143.

Die Löschung einer Eintragung kann gemäß den Vorschriften des §. 142 auch von dem
Landgerichte verfügt werden, welches dem Registergericht im Instanzenzuge vorgeordnet ist.
Die Vorschrift des §. 30 Abs. 1 Satz 2 findet Anwendung.
Gegen die einen Widerspruch zurückweisende Verfügung des Landgerichts findet die sofortige
Beschwerde an das Oberlandesgericht mit der Maßgabe statt, daß die Vorschriften des §. 28
Abs. 2,3 zur entsprechenden Anwendung kommen. Die weitere Beschwerde ist
ausgeschlossen.

§. 144.

Eine in das Handelsregister eingetragene Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf
Aktien kann gemäß den Vorschriften der §§. 142, 143 als nichtig gelöscht werden, wenn die
Voraussetzungen vorliegen, unter denen nach den §§. 309, 310 des Handelsgesetzbuchs die
Nichtigkeitsklage erhoben werden kann. Das Gleiche gilt für eine in das Handelsregister
eingetragene Gesellschaft mit beschränkter Haftung, wenn die Voraussetzungen vorliegen,
unter denen nach den §§. 75a, 75b des Gesetzes, betreffend die Gesellschaften mit
beschränkter Haftung, die Nichtigkeitsklage erhoben werden kann.
Ein in das Handelsregister eingetragener Beschluß der Generalversammlung oder
Versammlung der Gesellschafter einer der im Abs. 1 bezeichneten Gesellschaften kann gemäß
den Vorschriften der §§. 142, 143 als nichtig gelöscht werden, wenn er durch seinen Inhalt
zwingende Vorschriften des Gesetzes verletzt und seine Beseitigung im öffentlichen Interesse
erforderlich erscheint.
In den Fällen der Abs. 1, 2 soll die nach §. 142 Abs. 2 zu bestimmende Frist mindestens drei
Monate betragen.

§. 145.

Die Amtsgerichte sind zuständig für die nach §. 146 Abs. 2, §. 147, §. 157 Abs. 2, §. 166 Abs. 3,
§. 192 Abs. 3, §. 254 Abs. 3, §. 266 Abs. 2, §. 268 Abs. 2, §. 295 Abs. 2, 3, §. 302 Abs. 2 bis 4, §.
338 Abs. 3, §. 524 Abs. 1, 2, §. 530 Abs. 1, §§. 590, 685, §. 729 Abs. 1, §. 884 Nr. 4 des
Handelsgesetzbuchs von dem Gerichte zu erledigenden Angelegenheiten.
Ist die Führung des Handelsregisters für mehrere Amtsgerichtsbezirke einem Amtsgericht
übertragen worden, so gehören zur Zuständigkeit dieses Amtsgerichts auch die im Abs. 1
bezeichneten Angelegenheiten, mit Ausnahme derjenigen Geschäfte, welche den Gerichten
nach §. 524 Abs. 1, 2, §. 530 Abs. 1, §§. 590, 685, §. 729 Abs. 1, §. 884 Nr. 4 des
Handelsgesetzbuchs obliegen.
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§. 146.

Soweit in den im §. 145 bezeichneten Angelegenheiten ein Gegner des Antragstellers
vorhanden ist, hat ihn das Gericht wenn thunlich zu hören.
Gegen die Verfügung, durch welche über den Antrag entschieden wird, findet die sofortige
Beschwerde statt.
Eine Anfechtung der Verfügung, durch welche einem nach §. 524 Abs. 1, 2, §. 530 Abs. 1, §.
685, §. 729 Abs. 1, §. 884 Nr. 4 des Handelsgesetzbuchs gestellten Antrage stattgegeben wird,
ist ausgeschlossen.

§. 147.

Die Vorschriften der §§. 127 bis 131, 142, 143 finden auf die Eintragungen in das
Genossenschaftsregister entsprechende Anwendung.
Eine in das Genossenschaftsregister eingetragene Genossenschaft kann gemäß den
Vorschriften der §§. 142, 143 als nichtig gelöscht werden, wenn die Voraussetzungen
vorliegen, unter denen nach den §§. 90a, 90b des Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und
Wirthschaftsgenossenschaften, die Nichtigkeitsklage erhoben werden kann.
Ein in das Genossenschaftsregister eingetragener Beschluß der Generalversammlung einer
Genossenschaft kann gemäß den Vorschriften der §§. 142, 143 als nichtig gelöscht werden,
wenn er durch seinen Inhalt zwingende Vorschriften des Gesetzes verletzt und seine
Beseitigung im öffentlichen Interesse erforderlich erscheint.
In den Fällen der Abs. 2, 3 soll die nach §. 142 Abs. 2 zu bestimmende Frist mindestens drei
Monate betragen.

§. 148.

Die Vorschriften des §. 146 Abs. 1, 2 finden auf die nach §. 43 Abs. 3, §. 59, §. 81 Abs. 3, 4, §.
90 des Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, und nach §. 66
Abs. 2, 3, §. 75 des Gesetzes, betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, von dem
Registergerichte zu erledigenden Angelegenheiten Anwendung.
Gegen die Verfügung, durch welche der im §. 11 des Gesetzes, betreffend die privatrechtlichen
Verhältnisse der Binnenschiffahrt, oder der im §. 8 des Gesetzes, betreffend die
privatrechtlichen Verhältnisse der Flößerei, bezeichnete Antrag auf Beweisaufnahme oder der
im §. 87 Abs. 2 des ersteren Gesetzes bezeichnete Antrag auf Bestellung eines Dispacheurs
zurückgewiesen wird, findet die sofortige Beschwerde statt. Eine Anfechtung der Verfügung,
durch welche einem solchen Antrage stattgegeben wird, ist ausgeschlossen.

§. 149.

Für die Verrichtungen, welche den Gerichten in Ansehung der nach dem Handelsgesetzbuch
oder nach dem Gesetze, betreffend die privatrechtlichen Verhältnisse der Binnenschiffahrt,
aufzumachenden Dispache obliegen, ist das Amtsgericht des Ortes zuständig, an welchem die
Vertheilung der Havereischäden zu erfolgen hat.

§. 150.

Lehnt der Dispacheur den Auftrag eines Betheiligten zur Aufmachung der Dispache aus dem
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Grunde ab, weil ein Fall der großen Haverei nicht vorliege, so entscheidet über die
Verpflichtung des Dispacheurs auf Antrag des Betheiligten das Gericht. Gegen die Verfügung
findet die sofortige Beschwerde statt.

§. 151.

Auf Antrag des Dispacheurs kann das Gericht einem Betheiligten unter Androhung von
Ordnungsstrafen aufgeben, dem Dispacheur die in seinem Besitze befindlichen Schriftstücke,
zu deren Mittheilung er gesetzlich verpflichtet ist, auszuhändigen. Die einzelne Strafe darf den
Betrag von dreihundert Mark nicht übersteigen.

§. 152.

Der Dispacheur ist verpflichtet, jedem Betheiligten Einsicht in die Dispache zu gewähren und
ihm auf Verlangen eine Abschrift gegen Erstattung der Kosten zu ertheilen. Das Gleiche gilt,
wenn die Dispache nach dem Gesetze, betreffend die privatrechtlichen Verhältnisse der
Binnenschiffahrt, von dem Schiffer aufgemacht worden ist, für diesen.

§. 153.

Jeder Betheiligte ist befugt, bei dem Gericht eine Verhandlung über die von dem Dispacheur
aufgemachte Dispache zu beantragen. In dem Antrage sind diejenigen Betheiligten zu
bezeichnen, welche zu dem Verfahren zugezogen werden sollen.
Wird ein Antrag auf gerichtliche Verhandlung gestellt, so hat das Gericht die Dispache und
deren Unterlagen von dem Dispacheur einzuziehen und, wenn nicht offensichtlich die
Voraussetzungen der großen Haverei fehlen, den Antragsteller sowie die von ihm
bezeichneten Betheiligten zu einem Termine zu laden. Mehrere Anträge können von dem
Gerichte zum Zwecke der gleichzeitigen Verhandlung verbunden werden.
Die Ladung muß den Hinweis darauf enthalten, daß, wenn der Geladene weder in dem Termin
erscheine noch vorher Widerspruch gegen die Dispache bei dem Gericht anmelde, sein
Einverständniß mit der Dispache angenommen werden würde. In der Ladung ist zu bemerken,
daß die Dispache und deren Unterlagen auf der Gerichtsschreiberei eingesehen werden
können.
Die Frist zwischen der Ladung und dem Termine muß wenigstens zwei Wochen betragen.

§. 154.

Erachtet das Gericht eine Vervollständigung der Unterlagen der Dispache für nothwendig, so
hat es die Beibringung der erforderlichen Belege anzuordnen. Die Vorschriften des §. 151
finden entsprechende Anwendung.

§. 155.

In dem Termin ist mit den Erschienenen über die Dispache zu verhandeln.
Wird ein Widerspruch gegen die Dispache nicht erhoben und ist ein solcher auch vorher nicht
angemeldet, so hat das Gericht die Dispache gegenüber den an dem Verfahren Betheiligten zu
bestätigen.



Liegt ein Widerspruch vor, so haben sich die Betheiligten, deren Rechte durch ihn betroffen
werden, zu erklären. Wird der Widerspruch als begründet anerkannt oder kommt anderweit
eine Einigung zu Stande, so ist die Dispache demgemäß zu berichtigen. Erledigt sich der
Widerspruch nicht, so ist die Dispache insoweit zu bestätigen, als sie durch den Widerspruch
nicht berührt wird.
Werden durch den Widerspruch die Rechte eines in dem Termine nicht erschienenen
Betheiligten betroffen, so wird angenommen, daß dieser den Widerspruch nicht als begründet
anerkenne.

§. 156.

Soweit ein Widerspruch nicht gemäß §. 155 Abs. 3 erledigt wird, hat ihn der Widersprechende
durch Erhebung der Klage gegen diejenigen an dem Verfahren Betheiligten, deren Rechte
durch den Widerspruch betroffen werden, zu verfolgen. Die das Vertheilungsverfahren
betreffenden Vorschriften der §§. 764, 765 der Civilprozeßordnung finden mit der Maßgabe
entsprechende Anwendung, daß das Gericht einem Betheiligten auf seinen Antrag, wenn
erhebliche Gründe glaubhaft gemacht werden, die Frist zur Erhebung der Klage verlängern
kann und daß an die Stelle der Ausführung des Vertheilungsplans die Bestätigung der
Dispache tritt.
Ist der Widerspruch durch rechtskräftiges Urtheil oder in anderer Weise erledigt, so wird die
Dispache bestätigt, nachdem sie erforderlichen Falles von dem Amtsgerichte nach Maßgabe
der Erledigung der Einwendungen berichtigt ist.

§. 157.

Gegen die Verfügung, durch welche ein nach §. 153 gestellter Antrag auf gerichtliche
Verhandlung zurückgewiesen oder über die Bestätigung der Dispache entschieden wird, findet
die sofortige Beschwerde statt.
Einwendungen gegen die Dispache, welche mittelst Widerspruchs geltend zu machen sind,
können nicht im Wege der Beschwerde geltend gemacht werden.

§. 158.

Die Bestätigung der Dispache ist nur für das gegenseitige Verhältniß der an dem Verfahren
Betheiligten wirksam.
Aus der rechtskräftig bestätigten Dispache findet die Zwangsvollstreckung nach den
Vorschriften der Civilprozeßordnung statt.
Für Klagen auf Ertheilung der Vollstreckungsklausel sowie für Klagen, durch welche
Einwendungen gegen die in der Dispache festgestellten Ansprüche geltend gemacht werden
oder die bei der Ertheilung der Vollstreckungsklausel als eingetreten angenommene
Rechtsnachfolge bestritten wird, ist das Amtsgericht zuständig, welches die Dispache bestätigt
hat. Gehört der Anspruch nicht vor die Amtsgerichte, so sind die Klagen bei dem zuständigen
Landgerichte zu erheben.

Achter Abschnitt. Vereinssachen. Güterrechtsregister.
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§. 159.

Auf die Eintragungen in das Vereinsregister finden die Vorschriften der §§. 127 bis 130, 142,
143, auf das Verfahren bei der Verhängung von Ordnungsstrafen gegen Mitglieder des
Vorstandes oder Liquidatoren eines eingetragenen Vereins finden die Vorschriften der §§. 127,
132 bis 139 entsprechende Anwendung.

§. 160.

Im Falle des §. 37 des Bürgerlichen Gesetzbuchs soll das Gericht vor der Verfügung, durch
welche über das Verlangen, eine Mitgliederversammlung zu berufen, entschieden wird, soweit
thunlich den Vorstand des Vereins hören. Gegen die Verfügung findet die sofortige
Beschwerde statt.

§. 161.

Auf die Eintragungen in das Güterrechtsregister finden die Vorschriften der §§. 127 bis 130,
142, 143 entsprechende Anwendung.
Von einer Eintragung sollen in allen Fällen beide Ehegatten benachrichtigt werden.

§. 162.

Das Amtsgericht hat auf Verlangen eine Bescheinigung darüber zu ertheilen, daß bezüglich
des Gegenstandes einer Eintragung weitere Eintragungen in das Vereins- oder
Güterrechtsregister nicht vorhanden sind oder daß eine bestimmte Eintragung in das Register
nicht erfolgt ist.

Neunter Abschnitt. Offenbarungseid. Untersuchung und
Verwahrung von Sachen.

Pfandverkauf.

§. 163.

Ist in den Fällen der §§. 259, 260, 2028, 2057 des Bürgerlichen Gesetzbuchs der
Offenbarungseid nicht vor dem Prozeßgerichte zu leisten, so finden die Vorschriften des §. 79
entsprechende Anwendung.

§. 164.

In den Fällen, in denen nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechtes Jemand den Zustand
oder den Werth einer Sache durch Sachverständige feststellen lassen kann, ist für die
Ernennung, Beeidigung und Vernehmung der Sachverständigen das Amtsgericht zuständig, in
dessen Bezirke sich die Sache befindet. Durch eine ausdrückliche Vereinbarung der
Betheiligten kann die Zuständigkeit eines anderen Amtsgerichts begründet werden.
Eine Anfechtung der Verfügung, durch welche dem Antrage stattgegeben wird, ist
ausgeschlossen.
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Bei dem Verfahren ist der Gegner soweit thunlich zu hören.

§. 165.

In den Fällen der §§. 432, 1217, 1281, 2039 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist für die
Bestellung des Verwahrers das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirke sich die Sache
befindet.
Ueber eine von dem Verwahrer beanspruchte Vergütung entscheidet das Amtsgericht.
Vor der Bestellung des Verwahrers und vor der Entscheidung über die Vergütung sind die
Betheiligten soweit thunlich zu hören.

§. 166.

Im Falle des §. 1246 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist für die Entscheidung des
Gerichts das Amtsgericht des Ortes zuständig, an welchem das Pfand aufbewahrt wird.
Vor der Entscheidung sind die Betheiligten soweit thunlich zu hören.

Zehnter Abschnitt. Gerichtliche und notarielle Urkunden.

§. 167.

Für die gerichtliche Beurkundung eines Rechtsgeschäfts sowie für die gerichtliche
Beglaubigung eines Handzeichens sind die Amtsgerichte zuständig.
Für die öffentliche Beglaubigung einer Unterschrift sind außer den Notaren die Amtsgerichte
zuständig. Das Gleiche gilt für die Aufnahme der im §. 1718 und im §. 1720 Abs. 2 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs vorgesehenen öffentlichen Urkunden über die Anerkennung der
Vaterschaft; für die Aufnahme dieser Urkunden ist, wenn die Anerkennung der Vaterschaft bei
der Anzeige der Geburt des Kindes oder bei der Eheschließung seiner Eltern erfolgt, auch der
Standesbeamte zuständig, welcher die Geburt oder die Eheschließung beurkundet.

§. 168.

Für die gerichtliche und die notarielle Beurkundung eines Rechtsgeschäfts gelten,
unbeschadet der Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Errichtung von
Testamenten und Erbverträgen, die §§. 169 bis 182. Als Betheiligter im Sinne der §§. 169 bis
182 ist derjenige anzusehen, dessen Erklärung beurkundet werden soll.

§. 169.

Ist ein Betheiligter nach der Ueberzeugung des Richters oder des Notars taub, blind, stumm
oder sonst am Sprechen verhindert, so muß der Richter einen Gerichtsschreiber oder zwei
Zeugen, der Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen zuziehen.

§. 170.

Als Richter, Notar, Gerichtsschreiber oder Zeuge kann bei der Beurkundung nicht mitwirken:
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1. wer selbst Betheiligter ist sowie derjenige, für welchen ein Betheiligter als Vertreter
handelt;
2. der Ehegatte eines Betheiligten, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht;
3. wer mit einem Betheiligten in gerader Linie oder im zweiten Grade der Seitenlinie verwandt
oder verschwägert ist;
4. wer zu demjenigen, für welchen ein Betheiligter als Vertreter handelt, in einem Verhältnisse
der unter Nr. 2, 3 bezeichneten Art steht.

§. 171.

Als Richter, Notar, Gerichtsschreiber oder Zeuge kann bei der Beurkundung nicht mitwirken:

1. derjenige, zu dessen Gunsten in der Urkunde eine Verfügung getroffen wird;
2. wer zu demjenigen, zu dessen Gunsten in der Urkunde eine Verfügung getroffen wird, in
einem Verhältnisse der im §. 170 Nr. 2, 3 bezeichneten Art steht.

Die Mitwirkung einer hiernach ausgeschlossenen Person hat zur Folge, daß die Beurkundung
insoweit nichtig ist, als sie eine Verfügung zu Gunsten einer der im Abs. 1 Nr. 1, 2
bezeichneten Personen zum Gegenstande hat.

§. 172.

Als Gerichtsschreiber oder zweiter Notar oder Zeuge kann bei der Beurkundung nicht
mitwirken, wer zu dem Richter oder dem beurkundenden Notar in einem Verhältnisse der im
§. 170 Nr. 2, 3 bezeichneten Art steht.

§. 173.

Als Zeuge soll bei der Beurkundung nicht mitwirken:

1. ein Minderjähriger;
2. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verlustig erklärt ist, während der Zeit, für welche die
Aberkennung der Ehrenrechte erfolgt ist;
3. wer nach den Vorschriften der Strafgesetze unfähig ist, als Zeuge eidlich vernommen zu
werden;
4. wer als Gesinde oder Gehülfe im Dienste des Richters oder des beurkundenden Notars
steht.

§. 174.

Die bei der Beurkundung mitwirkenden Personen müssen bei der Vorlesung, Genehmigung



und Unterzeichnung der Urkunde zugegen sein.

§. 175.

Ueber die Verhandlung muß ein Protokoll in deutscher Sprache aufgenommen werden.

§. 176.

Das Protokoll muß enthalten:

1. Ort und Tag der Verhandlung;
2. die Bezeichnung der Betheiligten und der bei der Verhandlung mitwirkenden Personen;
3. die Erklärung der Betheiligten.

Wird in der Erklärung auf eine Schrift Bezug genommen und diese dem Protokoll als Anlage
beigefügt, so bildet sie einen Theil des Protokolls.
Das Protokoll soll eine Angabe darüber enthalten, ob der Richter oder der Notar die
Betheiligten kennt oder, sofern dies nicht der Fall ist, in welcher Weise er sich Gewißheit über
ihre Persönlichkeit verschafft hat. Kann er sich diese Gewißheit nicht verschaffen, wird aber
gleichwohl die Aufnahme der Verhandlung verlangt, so sollen der Sachverhalt und dasjenige,
was zur Feststellung der Persönlichkeit beigebracht ist, in das Protokoll aufgenommen
werden.

§. 177.

Das Protokoll muß vorgelesen, von den Betheiligten genehmigt und von ihnen eigenhändig
unterschrieben werden. Im Protokolle muß festgestellt werden, daß dies geschehen ist. Das
Protokoll soll den Betheiligten auf Verlangen auch zur Durchsicht vorgelegt werden.
Erklärt ein Betheiligter, daß er nicht schreiben könne, so muß diese Erklärung im Protokolle
festgestellt werden. Bei der Vorlesung und der Genehmigung muß der Richter oder der Notar
einen Zeugen zuziehen. In den Fällen des §. 169 bedarf es dieser Zuziehung nicht; das Gleiche
gilt, wenn in anderen Fällen ein Gerichtsschreiber oder ein zweiter Notar zugezogen wird.
Das Protokoll muß von den mitwirkenden Personen unterschrieben werden.

§. 178.

Ist nach der Ueberzeugung des Richters oder des Notars ein Betheiligter stumm oder sonst am
Sprechen verhindert und eine schriftliche Verständigung mit ihm nicht möglich, so muß bei
der Beurkundung ein vereideter Dolmetscher zugezogen werden.
Im Protokolle muß festgestellt werden, daß der Richter oder der Notar die Ueberzeugung
gewonnen hat, daß der Betheiligte am Sprechen verhindert und eine schriftliche
Verständigung mit ihm nicht möglich ist. Das Protokoll muß von dem Dolmetscher genehmigt
und unterschrieben werden.
Der Zuziehung eines Zeugen, eines Gerichtsschreibers oder eines zweiten Notars bedarf es in
diesem Falle nicht.



§. 179.

Erklärt ein Betheiligter, daß er der deutschen Sprache nicht mächtig sei, so muß bei der
Beurkundung ein vereideter Dolmetscher zugezogen werden. Der Zuziehung des Dolmetschers
bedarf es nicht, wenn der Richter oder der Notar der Sprache, in der sich der Betheiligte
erklärt, mächtig ist; die Beeidigung des Dolmetschers ist nicht erforderlich, wenn der
Betheiligte darauf verzichtet.
Das Protokoll muß dem der deutschen Sprache nicht mächtigen Betheiligten durch den
Dolmetscher oder, wenn ein Dolmetscher nicht zugezogen worden ist, durch den Richter oder
den Notar in der fremden Sprache vorgetragen werden und die Feststellung enthalten, daß
dies geschehen ist.
Im Protokolle muß festgestellt werden, daß der Betheiligte der deutschen Sprache nicht
mächtig ist.
Der Dolmetscher muß das Protokoll unterschreiben.
Eine Beurkundung ist nicht aus dem Grunde unwirksam, weil den Vorschriften des Abs. 1
zuwider die Zuziehung eines Dolmetschers unterblieben ist.

§. 180.

Auf den Dolmetscher finden die nach den §§. 170 bis 173 für einen Zeugen geltenden
Vorschriften entsprechende Anwendung.

§. 181.

Bei der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung von Versteigerungen gelten Bieter nicht
als Betheiligte; ausgenommen sind solche Bieter, die an ihr Gebot gebunden bleiben. Entfernt
sich ein solcher Bieter vor dem Schlusse der Verhandlung, so genügt an Stelle seiner
Unterschrift die Angabe des Grundes, aus welchem sie unterblieben ist.

§. 182.

Die Ausfertigung der Protokolle über die gerichtliche Beurkundung eines Rechtsgeschäfts ist
von dem Gerichtsschreiber zu unterschreiben und mit dem Gerichtssiegel zu versehen.
Auf Antrag können die Protokolle auch auszugsweise ausgefertigt werden.

§. 183.

Die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung einer Unterschrift darf nur erfolgen, wenn die
Unterschrift in Gegenwart des Richters oder des Notars vollzogen oder anerkannt wird.
Die Beglaubigung geschieht durch einen unter die Unterschrift zu setzenden Vermerk. Der
Vermerk muß die Bezeichnung desjenigen, welcher die Unterschrift vollzogen oder anerkannt
hat, enthalten und den Ort und den Tag der Ausstellung angeben sowie mit Unterschrift und
Siegel oder Stempel versehen sein.
Diese Vorschriften finden auf die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung eines
Handzeichens entsprechende Anwendung.



§. 184.

Für die nach §. 167 den Amtsgerichten obliegenden Verrichtungen sind in Ansehung solcher
Personen, die zur Besatzung eines in Dienst gestellten Schiffes der Kaiserlichen Marine
gehören oder die in anderer Eigenschaft an Bord eines solchen Schiffes sind, auch die
Geschwaderauditeure zuständig, solange das Schiff sich außerhalb eines inländischen Hafens
befindet. Den Schiffen stehen die sonstigen Fahrzeuge der Kaiserlichen Marine gleich.
Die Ausfertigung der Protokolle über die Beurkundung eines Rechtsgeschäfts ist von dem
Auditeur zu unterschreiben und mit dem Gerichtssiegel zu versehen.
Die Vorschriften des Artikel 44 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche
bleiben unberührt.

Elfter Abschnitt. Schlußbestimmungen.

§. 185.

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Bürgerlichen Gesetzbuch in Kraft.
Die Artikel 2 bis 5, 32 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche finden
entsprechende Anwendung.

§. 186.

Die Vorschriften der §§. 11, 66 des Gesetzes über die Beurkundung des Personenstandes und
die Eheschließung vom 6. Februar 1875 (Reichs-Gesetzbl. S. 23) werden insoweit aufgehoben,
als sie der Landesgesetzgebung die Befugniß gewähren, das gerichtliche Verfahren
abweichend zu regeln.

§. 187.

Der §. 150 des Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, vom 1.
Mai 1889 (Reichs-Gesetzbl. S. 55) wird aufgehoben.

§. 188.

Der §. 11 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend das Reichsschuldbuch, vom 31. Mai 1891 (Reichs-
Gesetzbl. S. 321) wird dahin geändert:

Zur Ausstellung dieser Bescheinigungen ist das Nachlaßgericht und, falls der Erblasser zur
Zeit des Erbfalls im Inlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt hatte, auch derjenige Konsul des
Reichs zuständig, in dessen Amtsbezirke der Erblasser zur Zeit des Erbfalls seinen Wohnsitz
oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte, sofern dem Konsul von dem Reichskanzler die
Ermächtigung zur Ausstellung solcher Bescheinigungen ertheilt ist.
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§. 189.

Soweit im Einführungsgesetze zum Bürgerlichen Gesetzbuche zu Gunsten der Landesgesetze
Vorbehalte gemacht sind, gelten sie auch für die Vorschriften der Landesgesetze über
diejenigen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche Gegenstand dieses
Gesetzes sind; den Landesgesetzen stehen nach Maßgabe der Artikel 57, 58 des
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche die Hausverfassungen gleich.

§. 190.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, welche für den Fall, daß nach Artikel
147 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche die dem Vormundschaftsgericht
obliegenden Verrichtungen durch Landesgesetz anderen Behörden als den Amtsgerichten
übertragen sind, über den Vorsitz im Familienrathe Bestimmung treffen.

§. 191.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen für die Aufnahme der
nach dem §. 1718 und dem §. 1720 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs erforderlichen
öffentlichen Urkunden sowie für die öffentliche Beglaubigung einer Unterschrift außer den
Amtsgerichten und Notaren auch andere Behörden oder Beamte zuständig sind.
Durch Landesgesetz kann die Zuständigkeit der Amtsgerichte für die öffentliche Beglaubigung
einer Unterschrift oder eines Handzeichens ausgeschlossen werden.

§. 192.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen, wenn die
Auseinandersetzung in Ansehung eines Nachlasses nicht binnen einer bestimmten Frist
bewirkt ist, das Nachlaßgericht die Auseinandersetzung von Amtswegen zu vermitteln hat; auf
die Auseinandersetzung finden die Vorschriften der §§. 88 bis 98 Anwendung.

§. 193.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen für die gemäß §. 99 den
Amtsgerichten obliegenden Verrichtungen andere als gerichtliche Behörden zuständig sind,
sowie die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen in den Fällen der §§. 86, 99 an Stelle
der Gerichte oder neben diesen die Notare die Auseinandersetzung zu vermitteln haben.

§. 194.

Sind für die im §. 1 bezeichneten Angelegenheiten nach Landesgesetz andere als gerichtliche
Behörden zuständig, so gelten die in dem ersten Abschnitte für die Gerichte gegebenen
Vorschriften auch für die anderen Behörden.
Als gemeinschaftliches oberes Gericht im Sinne der §§. 5, 46 gilt dasjenige Gericht, welches
das gemeinschaftliche obere Gericht für die Amtsgerichte ist, in deren Bezirke die Behörden
ihren Sitz haben. Durch Landesgesetz kann jedoch bestimmt werden, daß, wenn die Behörden
in dem Bezirke desselben Amtsgerichts ihren Sitz haben, dieses als gemeinschaftliches oberes
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Gericht zuständig ist.
Die Vorschriften des §. 8 über die Sitzungspolizei und über die Berathung und Abstimmung
sowie die Vorschriften der §§. 6, 10, 11, des §. 16 Abs. 2 und des §. 31 finden keine
Anwendung.
Durch die Vorschrift des Abs. 1 wird die Verpflichtung der gerichtlichen Behörden, gemäß §. 2
Rechtshülfe zu leisten, nicht berührt.

§. 195.

Durch die Gesetzgebung eines Bundesstaats, in dem für die dem Vormundschaftsgericht oder
dem Nachlaßgericht obliegenden Verrichtungen andere Behörden als die Amtsgerichte
zuständig sind, kann bestimmt werden, daß die Abänderung einer Entscheidung einer solchen
Behörde bei dem Amtsgerichte nachzusuchen ist, in dessen Bezirke die Behörde ihren Sitz hat.
In diesem Falle finden auf das Verfahren die Vorschriften der §§. 20 bis 25 entsprechende
Anwendung.
Die Beschwerde findet gegen die Entscheidung des Amtsgerichts statt.

§. 196.

Ist für die Volljährigkeitserklärung nach Landesgesetz die Zentralstelle des Bundesstaats
zuständig, so finden die in dem ersten Abschnitte für die Gerichte gegebenen Vorschriften
keine Anwendung.
Die Verfügung, durch welche der Minderjährige für volljährig erklärt wird, tritt mit der
Bekanntmachung an den Minderjährigen in Wirksamkeit.

§. 197.

Durch die Landesjustizverwaltung kann angeordnet werden, daß die im §. 14 des Gesetzes
über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung vom 6. Februar 1875
vorgesehene Aufbewahrung des Nebenregisters bei den Landgerichten erfolgen soll.

§. 198.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen bei der Beurkundung
einer Erklärung in den Fällen des §. 169 der Richter an Stelle des Gerichtsschreibers oder der
zwei Zeugen eine besonders dazu bestellte Urkundsperson zuziehen kann.
Auf die Urkundsperson finden die Vorschriften der §§. 170 bis 172 Anwendung.

§. 199.

Durch die Gesetzgebung eines Bundesstaats, in dem mehrere Oberlandesgerichte errichtet
sind, kann die Entscheidung über das Rechtsmittel der weiteren Beschwerde einem der
mehreren Oberlandesgerichte oder an Stelle eines solchen Oberlandesgerichts dem obersten
Landesgerichte zugewiesen werden.
Das Gericht, dem nach Abs. 1 die Entscheidung zugewiesen wird, tritt zugleich für die
Beschwerde gegen eine Verfügung des Landgerichts an die Stelle des nach §. 64 und §. 143
Abs. 2 zuständigen Oberlandesgerichts. Auch gilt es im Sinne der §§. 5, 46 als
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gemeinschaftliches oberes Gericht für alle Gerichte des Bundesstaats.

§. 200.

Durch Landesgesetz können Vorschriften zur Ergänzung und Ausführung dieses Gesetzes, mit
Einschluß der erforderlichen Uebergangsvorschriften, auch insoweit erlassen werden, als
dieses Gesetz Vorbehalte für die Landesgesetzgebung nicht enthält.
Soweit durch Landesgesetz allgemeine Vorschriften über die Errichtung gerichtlicher oder
notarieller Urkunden erlassen werden, ist ein Verstoß gegen eine solche Vorschrift,
unbeschadet der Vorschriften über die Folgen des Mangels der sachlichen Zuständigkeit, ohne
Einfluß auf die Gültigkeit der Beurkundung.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Kaiserlichen
Insiegel.
Gegeben Straßburg i. E., den 17. Mai 1898.

(L. S.)  Wilhelm.
 

  Fürst zu Hohenlohe.


